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Norm

AsylG 2005 810 Abs1

AsylG 2005 §10 Abs4

AsylG 2005 85 Abs1

EMRK Art3

. AsylG 2005 § 10 heute

AsylG 2005 § 10 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 10 gultig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2010 bis 30.06.2011 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
AsylG 2005 8 10 gultig von 01.04.2009 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 29/2009
AsylG 2005 § 10 gultig von 09.11.2007 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 75/2007
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2006 bis 08.11.2007
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AsylG 2005 & 10 heute

AsylG 2005 § 10 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 10 gultig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2010 bis 30.06.2011 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.04.2009 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 29/2009
AsylG 2005 § 10 gultig von 09.11.2007 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 75/2007
AsylG 2005 & 10 gultig von 01.01.2006 bis 08.11.2007
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AsylG 2005 8 5 heute

AsylG 2005 8 5 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 5 gliltig von 01.01.2014 bis 11.06.2026 zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 5 guiltig von 01.07.2008 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
AsylG 2005 § 5 guiltig von 01.01.2006 bis 30.06.2008
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1. EMRK Art. 3 heute
2. EMRK Art. 3 giltig ab 01.05.2004

Spruch

S17 422484-1/2011-3E

S17 422487-1/2011-2E

IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. Engel als Einzelrichter tGiber die Beschwerde der

1. XXXX alias XXXX, StA. Afghanistan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 15.10.2011, ZI. 11 10.281-East-
Ost;1. romisch 40 alias romisch 40, StA. Afghanistan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 15.10.2011, ZI. 11
10.281-East-Ost;

2. XXXX, StA. Afghanistan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 15.10.2011, ZI. 11 10.282-East-Ost2. romisch
40, StA. Afghanistan, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 15.10.2011, ZI. 11 10.282-East-Ost;

zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird gemal3 88 5, 10 AsylG 2005BGBI | 100/2005 idF BGBI | 38/2011 als unbegriindet abgewiesen.Die
Beschwerde wird gemal3 Paragraphen 5, 10, AsylG 2005 Bundesgesetzblatt Teil eins, 100 aus 2005, in der Fassung
Bundesgesetzblatt Teil eins, 38 aus 2011, als unbegrindet abgewiesen.

Text
Entscheidungsgrinde:

I. Die beschwerdefuhrenden Parteien (im Folgenden auch kurz: "bP", entsprechend der Reihenfolge ihrer Nennung im
Spruch als bP1 - bP2 bezeichnet) reisten ihren Angaben nach am 08.09.2011 nicht rechtméRig in Osterreich ein und
stellten am 08.09.2011 Antrdge auf internationalen Schutz, wobei die bP1 als gesetzliche Vertreterin fur ihren
minderjahrigen Sohn (bP2) fungierte.rémisch eins. Die beschwerdefihrenden Parteien (im Folgenden auch kurz: "bP",
entsprechend der Reihenfolge ihrer Nennung im Spruch als bP1 - bP2 bezeichnet) reisten ihren Angaben nach am
08.09.2011 nicht rechtmaRig in Osterreich ein und stellten am 08.09.2011 Antrége auf internationalen Schutz, wobei
die bP1 als gesetzliche Vertreterin fur ihren minderjahrigen Sohn (bP2) fungierte.

Im Rahmen der Erstbefragung brachte die bP1 nach vorhergehender Aufforderung wahre und vollstandige Angaben zu
machen und dem Hinweis, dass unwahre Angaben flur sie im Asylverfahren nachteilige Folgen nach sich ziehen kénnen
im Wesentlichen vor, dass sie vor etwa 6 oder 7 Monaten gemeinsam mit ihrem Mann und den beiden Séhnen von
ihrem Heimatort aus schlepperunterstitzt an die afghanisch-iranische Grenze gereist sei. Den Iran hatten sie zu Ful}
Uberschritten und sich dort etwa einen Monat lang aufgehalten. Danach seien sie mit einem LKW an eine unbekannte
Grenze gereist, welche sie dann zu Ful3 Uber ein Gebirge Uberquert hatten. Wahrend dieses Reiseabschnittes, welcher
3 Tage lang gedauert hatte, ware sie mit ihrem Sohn von ihrem Ehegatten und dem zweiten Sohn getrennt worden. In
dem unbekannten Land hatten sie sich etwa 20 Tage lang aufgehalten. AnschlieBend seien sie mit einem Schiff in ein
anderes Land gebracht worden. Dort hatten sie sich mehrere Monate lang aufgehalten. Sie sei dort auch polizeilich
aufgegriffen worden und seien ihr die Fingerabdriicke genommen worden. Sie seien in kein Lager gebracht worden,
sondern in einem Schlepperquartier untergebracht gewesen, wo der Schlepper fir ihren Lebensunterhalt gesorgt
hatte. Vor 3 Wochen seien sie mit dem Schiff in ein anderes unbekanntes Land gebracht worden. Dort seien sie etwa
14 bis 15 Tage lang aufhaltig gewesen. Sie seien dort erneut von der Polizei aufgegriffen worden und seien ihr die
Fingerabdricke genommen worden. Sie seien auch dort vom Schlepper versorgt worden und hatten sich in einem
Container aufgehalten. Heute sei sie mit ihrem Sohn mittels PKW in Wien angekommen. Mit dem Schlepper sei schon
in Afghanistan ausgemacht gewesen, dass sie nach Wien gebracht werden wiirden. Den Begriff EU kenne sie nicht. Sie
habe in keinem anderen Land um Asyl angesucht.

Ein durchgeflhrter Abgleich ihrer Fingerabdruckdaten in der Eurodac-Datenbank ergab einen Treffer (IT1....). Demnach
wurden der bP1 in Italien/Catanzaro am 22.08.2011 als "Asylbewerber" Fingerabdricke abgenommen.

Auf Vorhalt des Eurodac-Treffers brachte die bP1 in der Erstbefragung vor, dass sie nirgendwo um Asyl angesucht
hatte. Sie wisse Uberhaupt nicht, ob sie Uberhaupt in Italien gewesen sei.
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Am 12.09.2011 Ubermittelte das Bundesasylamt (BAA) an Italien ein Wiederaufnahmegesuch gemal Art 16 Abs 1 lit c
der Dublin 11-VO.Am 12.09.2011 Ubermittelte das Bundesasylamt (BAA) an Italien ein Wiederaufnahmegesuch gemaRd
Artikel 16, Absatz eins, Litera ¢, der Dublin 1I-VO.

Am 14.09.2011 wurde der bP1 gemal38 29 Abs 3 AsylG 2005 mitgeteilt, dass das BAA beabsichtige ihre Antrage auf
internationalen Schutz zurickzuweisen (884, 5 AsylG und 68/1 AVG), seit 12.09.2011 Dublin-Konsultationen mit Italien
fihre und durch diese Mitteilung die Zwanzigtagesfrist des Zulassungsverfahrens nicht mehr gelte. Am 14.09.2011
wurde der bP1 gemald Paragraph 29, Absatz 3, AsylG 2005 mitgeteilt, dass das BAA beabsichtige ihre Antrage auf
internationalen Schutz zurickzuweisen (884, 5 AsylG und 68/1 AVG), seit 12.09.2011 Dublin-Konsultationen mit Italien

fahre und durch diese Mitteilung die Zwanzigtagesfrist des Zulassungsverfahrens nicht mehr gelte.

Am 28.09.2011 teilte das BAA ltalien in einem "Transfer request" mit, dass von einer Zustimmungsfiktion Italiens auf
Grund von Verfristung gemaR Art 18 Abs 7/ 20 Abs 1 lit c Dublin II-VO ausgegangen werde, da nicht innerhalb der Frist
geantwortet wurde. Auf Grundlage von Art 10 Abs 2 DVO wurde Italien ersucht seine Verantwortung zu bestatigen.Am
28.09.2011 teilte das BAA Italien in einem "Transfer request" mit, dass von einer Zustimmungsfiktion Italiens auf Grund
von Verfristung gemal Artikel 18, Absatz 7 /, 20 Absatz eins, Litera ¢, Dublin 1I-VO ausgegangen werde, da nicht
innerhalb der Frist geantwortet wurde. Auf Grundlage von Artikel 10, Absatz 2, DVO wurde Italien ersucht seine

Verantwortung zu bestatigen.

Am 15.11.2011 teilte Italien mit, dass die Aufnahme der bP auf Grundlage von Art 16/1/c der Dublin II-VO zur Prifung
der Antrage auf internationalen Schutz akzeptiert werde.Am 15.11.2011 teilte Italien mit, dass die Aufnahme der bP auf
Grundlage von Artikel 16 /, eins /, ¢, der Dublin 1I-VO zur Prifung der Antrage auf internationalen Schutz akzeptiert

werde.

Am 06.10.2011 wurde die bP1 von Dr. H. untersucht und erfolgte eine gutachterliche Stellungnahme im
Zulassungsverfahren gemal3 8 10 AsylG 2005.Am 06.10.2011 wurde die bP1 von Dr. H. untersucht und erfolgte eine
gutachterliche Stellungnahme im Zulassungsverfahren gemald Paragraph 10, AsylG 2005.

Es wurde eine Anpassungsstérung mittleren Ausmalles ohne Suizidgedanken diagnostiziert. Sonstige psychische
Krankheitssymptome wurden nicht festgestellt. Eine Uberstellung nach Italien wirde mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit zu einer deutlichen Verschlechterung fihren.

Bei der niederschriftlichen Einvernahme beim BAA zur Wahrung des Parteiengehdrs brachte die bP1 nach Belehrung
Uber die sie treffenden wesentlichen Mitwirkungsverpflichtungen und Hinweis auf das Neuerungsverbot im
Wesentlichen vor, dass sie sich gut fiihle und auBer ihrem Sohn in Osterreich keine Anknipfungspunkte habe. Vor der
Einreise nach Osterreich habe sie sich 12 Tage lang in Italien aufgehalten. Sie sei dort in einem Lager untergebracht
gewesen. Dort seien die Afrikaner immer in ihr Zimmer gekommen und hatten sie belastigt, indem sie sie an den
Armen angefasst hatten. Ein Afghane hatte ihr dann geholfen. Diesbezlglich sei sie nicht bei der Lagerleitung gewesen,
es sei nicht erkennbar gewesen, wer zur Lagerleitung gehort hatte. Sie habe somit eine schlechte Erinnerung an Italien.
Sie gehe nicht nach Italien zurtick. Wenn sie hier keine Papiere bekomme, wolle sie zumindest, dass man sie hier leben
lasse. Ihre Angaben wirden auch fiir ihren minderjdhrigen Sohn gelten. Dieser hatte keine eigenen Griinde.

Dem Rechtsberater wurde in dieser Einvernahme die Moglichkeit gegeben, Fragen oder Antrage zu stellen. Dieser
machte davon keinen Gebrauch.

Die Antrage der beschwerdefihrenden Parteien wurden vom BAA gemalRR8 5 Abs 1 AsylG 2005 ohne in die Sache
einzutreten als unzuldssig zurtckgewiesen. Fur die Prifung der Antrége auf internationalen Schutz sei gemaR Art
16/1/c der Verordnung (EG) Nr. 343/2003 des Rates Italien zustandig (Spruchpunkt I.). GemaR § 10 Abs 1 Z 1 AsylG
wurde die Ausweisung aus dem dsterreichischen Bundesgebiet nach Italien verflgt und erklart, dass demzufolge die
Zurlckweisung, Zurtickschiebung oder Abschiebung nach Italien gemaR § 10 Abs 4 AsylG zuldssig sei (Spruchpunkt
Il.).Die Antrége der beschwerdefiihrenden Parteien wurden vom BAA gemald Paragraph 5, Absatz eins, AsylG 2005
ohne in die Sache einzutreten als unzulassig zurickgewiesen. Fiir die Prifung der Antrage auf internationalen Schutz
sei gemal Artikel 16 /, eins /, ¢, der Verordnung (EG) Nr. 343 aus 2003, des Rates Italien zustandig (Spruchpunkt
rémisch eins.). GemaR Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer eins, AsylG wurde die Ausweisung aus dem 0Osterreichischen
Bundesgebiet nach Italien verfigt und erklart, dass demzufolge die Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder
Abschiebung nach Italien gemal Paragraph 10, Absatz 4, AsylG zulassig sei (Spruchpunkt rémisch zwei.).
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Das BAA setzte sich mit der mal3geblichen Lage im als zustandig erachteten Staat auseinander und traf in den
angefochtenen Bescheiden auf Grundlage von Berichten allgemeine Feststellungen zum staatlichen Asylverfahren
sowie konkret zur Refoulement Prifung, zur Schubhaftpraxis, zum Zugang zu Asylverfahren nach Rucklberstellung,

zur Versorgung von Asylwerbern, zur medizinischen Versorgung sowie zur Anerkennungsquote.

Spruchpunkt I. wurde im Wesentlichen damit begriindet, dass das Ermittlungsverfahren die Zustandigkeit von Italien
gemal Art 16/1/c Dublin [I-VO ergeben habe. Dieser Staat sei auch bereit, die beschwerdefihrenden Parteien
einreisen zu lassen und die sich aus der Dublin [I-VO ergebenden Verpflichtungen ihnen gegeniber zu erftillen. Italien
sei ein Mitgliedstaat der Europadischen Union und es sei festzustellen, dass es auf Grund der allgemeinen Lage nicht
hinreichend wahrscheinlich ist, dass es im gegenstindlichen Fall bei einer Uberstellung zu einer
entscheidungsrelevanten Verletzung der EMRK komme. Auch aus der Rechtsprechung des EGMR und aus sonstigem
Amtswissen lieBen sich keine systematischen, notorischen Verletzungen fundamentaler Menschenrechte in Italien
erkennen.Spruchpunkt rémisch eins. wurde im Wesentlichen damit begriindet, dass das Ermittlungsverfahren die
Zustandigkeit von Italien gemal Artikel 16 /, eins /, ¢, Dublin 1-VO ergeben habe. Dieser Staat sei auch bereit, die
beschwerdeflihrenden Parteien einreisen zu lassen und die sich aus der Dublin 1I-VO ergebenden Verpflichtungen
ihnen gegenuber zu erfullen. Italien sei ein Mitgliedstaat der Europdischen Union und es sei festzustellen, dass es auf
Grund der allgemeinen Lage nicht hinreichend wahrscheinlich ist, dass es im gegenstandlichen Fall bei einer
Uberstellung zu einer entscheidungsrelevanten Verletzung der EMRK komme. Auch aus der Rechtsprechung des EGMR
und aus sonstigem Amtswissen lieRen sich keine systematischen, notorischen Verletzungen fundamentaler
Menschenrechte in Italien erkennen.

Ein von der bP1 im besonderen Male substantiiertes und glaubhaftes Vorbringen betreffend das Vorliegen
besonderer, bescheinigter exzeptioneller Umstande, die die Gefahr einer mafl3geblichen Verletzung der EMRK im Falle
einer Uberstellung der bP ernstlich méglich erscheinen lassen, sei im Verfahren nicht hervorgekommen.

Die Regelvermutung des8 5 Abs 3 AsylG treffe daher zu.Die Regelvermutung des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG treffe
daher zu.

Es habe sich im Ergebnis kein Anlass fur die Austibung des Selbsteintrittsrechtes gemall Art 3 Abs 2 Dublin II-VO
ergeben, weshalb spruchgemal’ zu entscheiden gewesen ware.Es habe sich im Ergebnis kein Anlass fur die Ausiibung
des Selbsteintrittsrechtes gemal3 Artikel 3, Absatz 2, Dublin 1I-VO ergeben, weshalb spruchgemal zu entscheiden

gewesen ware.

Hinsichtlich Spruchpunkt Il. verneinte das BAA das Vorhandensein eines relevanten Privat- und Familienlebens in
Osterreich, weshalb die Ausweisung nicht unzuldssig in diese verfassungsgesetzlich gewdhrleisteten Rechte
eingreife.Hinsichtlich Spruchpunkt rémisch zwei. verneinte das BAA das Vorhandensein eines relevanten Privat- und
Familienlebens in Osterreich, weshalb die Ausweisung nicht unzuléssig in diese verfassungsgesetzlich gewahrleisteten
Rechte eingreife.

Beachtliche Hinweise auf die Notwendigkeit eines Aufschubs der Durchfihrung der Ausweisung gemal3§ 10 Abs 3
AsylG hatten sich im Verfahren nicht ergebenBeachtliche Hinweise auf die Notwendigkeit eines Aufschubs der
Durchfihrung der Ausweisung gemaR Paragraph 10, Absatz 3, AsylG hatten sich im Verfahren nicht ergeben.

Gegen diese Bescheide erhoben die beschwerdefiihrenden Parteien innerhalb offener Frist Beschwerden. Im
Wesentlichen wurden angebliche Probleme in Afghanistan geschildert. Weiters wurde vorgebracht, dass sie vom Iran
aus nach Griechenland gereist seien. Daraufhin seien sie mit einem Schiff weiter nach Italien gereist. Es habe im Camp
Probleme gegeben, welche die Grundversorgung, das Essen und Rechtssachen betroffen hatten.

Die gegenstandlichen Beschwerden langten am 14.11.2011 beim AsylGH ein. Diesen wurden die aufschiebenden
Wirkungen nicht zuerkannt.

Am 24.11.2011 wurde Italien vom BAA von der Aussetzung des Verfahrens verstandigt, da die bP unbekannten
Aufenthaltes seien.

Il. Der Asylgerichtshof hat durch den zustandigen Richter erwogenrémisch zwei. Der Asylgerichtshof hat durch den
zustandigen Richter erwogen:

1. Beweis wurde erhoben durch den Inhalt der vorliegenden Verwaltungsakte.
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2. Gemal? § 61 (1) AsylG 2005BGBI | Nr. 100/2005 idF BGBI | Nr. 135/2009 entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten
oder, soweit dies in Abs. 3 vorgesehen ist, durch Einzelrichter Uber2. GemdaR Paragraph 61, (1) AsylG 2005
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 100 aus 2005, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 135 aus 2009,
entscheidet der Asylgerichtshof in Senaten oder, soweit dies in Absatz 3, vorgesehen ist, durch Einzelrichter tber

1. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes und

2.[...]

(3) Der Asylgerichtshof entscheidet durch Einzelrichter Gber Beschwerden gegen

1. zurlckweisende Bescheide

2. die mit diesen Entscheidungen verbundene Ausweisung.

(4) Uber die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde entscheidet der fir die Behandlung der
Beschwerde zustandige Einzelrichter oder Senatsvorsitzende.

Soweit sich aus AsylG 2005 (AsylG 2005),BGBI. | Nr. 100/2005 idgF, nicht anderes ergibt, sind auf das Verfahren vor
dem Asylgerichtshof gemall § 23 Abs 1 Asylgerichtshofgesetz (AsylGHG) die Bestimmungen des Allgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG, BGBI. Nr. 51, mit der Mal3gabe sinngemaR anzuwenden, dass an die Stelle
des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.Soweit sich aus AsylG 2005 (AsylG 2005), Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 100 aus 2005, idgF, nicht anderes ergibt, sind auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof gemaR Paragraph
23, Absatz eins, Asylgerichtshofgesetz (AsylGHG) die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes
1991 - AVG, Bundesgesetzblatt Nr. 51, mit der MafRgabe sinngemalR anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs
"Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt.

GemalR § 66 Abs 4 AVG idgF hat der Asylgerichtshof [Berufungsbehorde], sofern die Beschwerde [Berufung] nicht als
unzulassig oder verspatet zurtickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Er [sie] ist berechtigt, sowohl
im Spruch als auch hinsichtlich der Begriindung (§ 60) seine [ihre] Anschauung an die Stelle jener der Unterbehdrde zu
setzen und demgemal den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuandern.Gemal} Paragraph 66, Absatz 4,
AVG idgF hat der Asylgerichtshof [Berufungsbehdrde], sofern die Beschwerde [Berufung] nicht als unzulassig oder
verspatet zurlickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Er [sie] ist berechtigt, sowohl im Spruch als
auch hinsichtlich der Begriindung (Paragraph 60,) seine [ihre] Anschauung an die Stelle jener der Unterbehdrde zu

setzen und demgemal den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuandern.
Zu Spruchpunkt I.:Zu Spruchpunkt rémisch eins.:
1.8 5 AsylG lautet:1. Paragraph 5, AsylG lautet:

"(1) Ein nicht gemal 8 4 erledigter Antrag auf internationalen Schutz ist als unzuldssig zurlickzuweisen, wenn ein
anderer Staat vertraglich oder auf Grund der Dublin-Verordnung zur Priifung des Asylantrages oder des Antrages auf
internationalen Schutz zustandig ist. Mit dem Zurtckweisungsbescheid hat die Behorde auch festzustellen, welcher
Staat zustandig ist."(1) Ein nicht gemaR Paragraph 4, erledigter Antrag auf internationalen Schutz ist als unzulassig
zurlickzuweisen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder auf Grund der Dublin-Verordnung zur Prufung des
Asylantrages oder des Antrages auf internationalen Schutz zustandig ist. Mit dem Zurlckweisungsbescheid hat die

Behorde auch festzustellen, welcher Staat zustandig ist.

(2) GemaR Abs. 1 ist auch vorzugehen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder auf Grund der Dublin-Verordnung
dafur zustandig ist zu prufen, welcher Staat zur Prifung des Asylantrages oder des Antrages auf internationalen Schutz
zustandig ist.(2) Gemall Absatz eins, ist auch vorzugehen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder auf Grund der
Dublin-Verordnung dafur zustandig ist zu prufen, welcher Staat zur Prifung des Asylantrages oder des Antrages auf
internationalen Schutz zustandig ist.

(3) Sofern nicht besondere Grunde, die in der Person des Asylwerbers gelegen sind, glaubhaft gemacht werden oder
bei der Behdrde offenkundig sind, die fir die reale Gefahr des fehlenden Schutzes vor Verfolgung sprechen, ist davon
auszugehen, dass der Asylwerber in einem Staat nach Abs. 1 Schutz vor Verfolgung findet."(3) Sofern nicht besondere
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Grinde, die in der Person des Asylwerbers gelegen sind, glaubhaft gemacht werden oder bei der Behdrde offenkundig
sind, die fur die reale Gefahr des fehlenden Schutzes vor Verfolgung sprechen, ist davon auszugehen, dass der
Asylwerber in einem Staat nach Absatz eins, Schutz vor Verfolgung findet."

Die Dublin Il VO ist eine Verordnung auf Basis des Unionsrechtes der Europdischen Union (vgl Art. 78 AEUV), die
Regelungen Uber die Zustandigkeit zur Prifung von Asylantrédgen von Drittstaatsangehorigen trifft. Sie gilt also nicht
far mogliche Asylantrdge von EU-Blrgern, ebenso wenig ist sie auf Personen anwendbar, denen bereits der
Fluchtlingsstatus zuerkannt wurde. Das wesentliche Grundprinzip ist jenes, dass den Drittstaatsangehorigen in einem
der Mitgliedstaaten das Recht auf ein faires, rechtsstaatliches Asylverfahren zukommt, jedoch nur ein Recht auf ein
Verfahren in einem Mitgliedstaat, dessen Zustandigkeit sich primar nicht aufgrund des Wunsches des Asylwerbers,
sondern aufgrund der in der Verordnung festgesetzten hierarchisch geordneten Zustandigkeitskriterien ergibt.Die
Dublin rémisch zwei VO ist eine Verordnung auf Basis des Unionsrechtes der Europaischen Union vergleiche Artikel 78,
AEUV), die Regelungen Uber die Zustandigkeit zur Prifung von Asylantragen von Drittstaatsangehdrigen trifft. Sie gilt
also nicht fur mogliche Asylantrage von EU-BUrgern, ebenso wenig ist sie auf Personen anwendbar, denen bereits der
Fltchtlingsstatus zuerkannt wurde. Das wesentliche Grundprinzip ist jenes, dass den Drittstaatsangehérigen in einem
der Mitgliedstaaten das Recht auf ein faires, rechtsstaatliches Asylverfahren zukommt, jedoch nur ein Recht auf ein
Verfahren in einem Mitgliedstaat, dessen Zustandigkeit sich primar nicht aufgrund des Wunsches des Asylwerbers,
sondern aufgrund der in der Verordnung festgesetzten hierarchisch geordneten Zustandigkeitskriterien ergibt.

2. Es ist daher zunachst zu Uberprufen, welcher Mitgliedstaat (nach den hierarchisch aufgebauten [Art. 5 Abs 1 Dublin
Il VO] Kriterien der Art. 6-12 bzw 14 und Art. 15 Dublin [I-VO, beziehungsweise dem Auffangtatbestand des Art. 13
Dublin Il VO) zur inhaltlichen Prifung zustandig ist.2. Es ist daher zundchst zu Uberprifen, welcher Mitgliedstaat (nach
den hierarchisch aufgebauten ["Art". 5 Absatz eins, Dublin romisch zwei VO] Kriterien der Artikel 6 -, 12, bzw 14 und
Artikel 15, Dublin 1I-VO, beziehungsweise dem Auffangtatbestand des Artikel 13, Dublin rémisch zwei VO) zur
inhaltlichen Prifung zustandig ist.

Im vorliegenden Fall ist das Bundesasylamt nach Durchfihrung von Konsultationen mit Italien nachvollziehbar von
einer Zustandigkeit dieses Landes ausgegangen. Italien hatte sich vorerst durch Verschweigen bereit erklart, die bP auf
Grundlage von Art. 16/1/c iVm Art. 18/7 der Dublin [I-VO zu tbernehmen, da diese erstmals in Italien Asylantrage
stellten. Im Anschluss erklarte sich Italien auf Grundlage von Art. 16/1/c der Dublin 11-VO ausdrucklich bereit die bP zu
Ubernehmen und deren Verfahren zu fihren.Im vorliegenden Fall ist das Bundesasylamt nach Durchfihrung von
Konsultationen mit Italien nachvollziehbar von einer Zustandigkeit dieses Landes ausgegangen. Italien hatte sich
vorerst durch Verschweigen bereit erklart, die bP auf Grundlage von Artikel 16 /, eins /, ¢, in Verbindung mit Artikel 18
/, 7, der Dublin [I-VO zu Ubernehmen, da diese erstmals in Italien Asylantrage stellten. Im Anschluss erklarte sich Italien
auf Grundlage von Artikel 16 /, eins /, ¢, der Dublin 1I-VO ausdricklich bereit die bP zu Ubernehmen und deren
Verfahren zu fuhren.

Es sind aus der Aktenlage keine Hinweise ersichtlich, wonach die Fihrung der Konsultationen in den gegenstandlichen
Fallen derart fehlerhaft erfolgt ware, sodass von Willkir im Rechtssinn zu sprechen ware und die
Zustandigkeitserklarung  des  zustdndigen  Mitgliedstaates wegen  Verletzung der  unionsrechtlichen
Verfahrensgrundsatze aus diesem Grund ausnahmsweise keinen Bestand haben kdnnte (Filzwieser, Subjektiver
Rechtsschutz und Vollziehung der Dublin 1l VO - Gemeinschaftsrecht und Menschenrechte, migralLex, 1/2007, 22ff; vgl
auch das Gebot der Transparenz im "Dublin-Verfahren", VwGH 27.09.2005, 2005/01/0313).Es sind aus der Aktenlage
keine Hinweise ersichtlich, wonach die Fihrung der Konsultationen in den gegenstandlichen Fallen derart fehlerhaft
erfolgt ware, sodass von Willklr im Rechtssinn zu sprechen ware und die Zusténdigkeitserklarung des zustandigen
Mitgliedstaates wegen Verletzung der unionsrechtlichen Verfahrensgrundsatze aus diesem Grund ausnahmsweise
keinen Bestand haben kdnnte (Filzwieser, Subjektiver Rechtsschutz und Vollziehung der Dublin rémisch zwei VO -
Gemeinschaftsrecht und Menschenrechte, migralex, 1 aus 2007,, 22ff; vergleiche auch das Gebot der Transparenz im
"Dublin-Verfahren", VwGH 27.09.2005, 2005/01/0313).

Derartiges hat auch die bP1 nicht behauptet. Das Konsultationsverfahren erfolgte nach Ansicht des Asylgerichtshofes
ohne relevante Mangel.

Die erste Voraussetzung fur die RechtmaRigkeit der getroffenen Unzustandigkeitsentscheidung ist somit gegeben.

3. Das Bundesasylamt hat ferner von der Moglichkeit der Ausiibung des Selbsteintrittsrechts nach Art. 3 Abs 2 Dublin Il
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VO keinen Gebrauch gemacht. Es war daher noch zu prifen, ob von diesem Selbsteintrittsrecht im gegenstandlichen
Verfahren ausnahmsweise zur Vermeidung einer Verletzung von mafgeblichen Vorschriften der EMRK zwingend
Gebrauch zu machen gewesen ware.3. Das Bundesasylamt hat ferner von der Médglichkeit der Ausibung des
Selbsteintrittsrechts nach Artikel 3, Absatz 2, Dublin rémisch zwei VO keinen Gebrauch gemacht. Es war daher noch zu
prufen, ob von diesem Selbsteintrittsrecht im gegenstandlichen Verfahren ausnahmsweise zur Vermeidung einer
Verletzung von malRgeblichen Vorschriften der EMRK zwingend Gebrauch zu machen gewesen ware.

Der VfGH hat mit Erkenntnis vom 17.06.2005, ZI.B 336/05-11 festgehalten, die Mitgliedstaaten hatten kraft
Gemeinschaftsrecht [nunmehr: Unionsrecht] nicht nachzuprifen, ob ein anderer Mitgliedstaat generell sicher sei, da
eine entsprechende normative Vergewisserung durch die Verabschiedung der Dublin Il VO erfolgt sei, dabei aber
gleichzeitig ebenso ausgefiihrt, dass eine Nachpriifung der grundrechtlichen Auswirkungen einer Uberstellung im
Einzelfall gemeinschaftsrechtlich [unionsrechtlich] zuldssig und bejahendenfalls das Selbsteintrittsrecht nach Art. 3 Abs
2 Dublin 1l VO zwingend geboten sei.Der VfGH hat mit Erkenntnis vom 17.06.2005, ZI.B 336/05-11 festgehalten, die
Mitgliedstaaten hatten kraft Gemeinschaftsrecht [nunmehr: Unionsrecht] nicht nachzuprifen, ob ein anderer
Mitgliedstaat generell sicher sei, da eine entsprechende normative Vergewisserung durch die Verabschiedung der
Dublin rémisch zwei VO erfolgt sei, dabei aber gleichzeitig ebenso ausgefiihrt, dass eine Nachprifung der
grundrechtlichen Auswirkungen einer Uberstellung im Einzelfall gemeinschaftsrechtlich [unionsrechtlich] zuléssig und
bejahendenfalls das Selbsteintrittsrecht nach Artikel 3, Absatz 2, Dublin rémisch zwei VO zwingend geboten sei.

Die Judikatur des VWGH zu den Determinanten dieser Nachprifung lehnt sich richtigerweise an die Rechtsprechung
des EGMR an und lasst sich wie folgt zusammenfassen: Die bloRe Médglichkeit einer dem Art. 3 EMRK
widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben werden soll, gentigt nicht, um die
Abschiebung des Fremden in diesen Staat als unzulassig erscheinen zu lassen. Wenn keine Gruppenverfolgung oder
sonstige amtswegig zu berlcksichtigende notorische Umstande grober Menschenrechtsverletzungen in
Mitgliedstaaten der EU in Bezug auf Art. 3 EMRK vorliegen (VWGH 27.09.2005, ZI.2005/01/0313), bedarf es zur
Glaubhaftmachung der genannten Bedrohung oder Gefdhrdung konkreter auf den betreffenden Fremden bezogener
Umstande, die gerade in seinem Fall eine solche Bedrohung oder Gefdhrdung im Fall seiner Abschiebung als
wahrscheinlich erscheinen lassen (VWGH 26.11.1999, ZI 96/21/0499, VwGH 09.05.2003, Z1.98/18/0317; vgl auch VwGH
16.07.2003, ZI. 2003/01/0059): "Davon abgesehen liegt es aber beim Asylwerber, besondere Griinde, die fur die reale
Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes im zustédndigen Mitgliedstaat sprechen, vorzubringen und glaubhaft zu
machen. Dazu wird es erforderlich sein, dass der Asylwerber ein ausreichend konkretes Vorbringen erstattet, warum
die Verbringung in den zustandigen Mitgliedstaat gerade fur ihn die reale Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes,
insbesondere einer Verletzung von Art 3 EMRK, nach sich ziehen kdnnte, und er die Asylbehdrden davon Uberzeugt,
dass der behauptete Sachverhalt (zumindest) wahrscheinlich ist." (VwGH 23.01.2007, ZI. 2006/01/0949).Die Judikatur
des VWGH zu den Determinanten dieser Nachprifung lehnt sich richtigerweise an die Rechtsprechung des EGMR an
und lasst sich wie folgt zusammenfassen: Die bloBe Moglichkeit einer dem Artikel 3, EMRK widersprechenden
Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben werden soll, gentigt nicht, um die Abschiebung des
Fremden in diesen Staat als unzulassig erscheinen zu lassen. Wenn keine Gruppenverfolgung oder sonstige amtswegig
zu berlcksichtigende notorische Umstande grober Menschenrechtsverletzungen in Mitgliedstaaten der EU in Bezug
auf Artikel 3, EMRK vorliegen (VwWGH 27.09.2005, ZI. 2005/01/0313), bedarf es zur Glaubhaftmachung der genannten
Bedrohung oder Gefahrdung konkreter auf den betreffenden Fremden bezogener Umstande, die gerade in seinem Fall
eine solche Bedrohung oder Gefahrdung im Fall seiner Abschiebung als wahrscheinlich erscheinen lassen (VwWGH
26.11.1999, Z196/21/0499, VwGH 09.05.2003, ZI.98/18/0317; vergleiche auch VwGH 16.07.2003, ZI.2003/01/0059):
"Davon abgesehen liegt es aber beim Asylwerber, besondere Griinde, die fir die reale Gefahr eines fehlenden
Verfolgungsschutzes im zustandigen Mitgliedstaat sprechen, vorzubringen und glaubhaft zu machen. Dazu wird es
erforderlich sein, dass der Asylwerber ein ausreichend konkretes Vorbringen erstattet, warum die Verbringung in den
zustandigen Mitgliedstaat gerade fur ihn die reale Gefahr eines fehlenden Verfolgungsschutzes, insbesondere einer
Verletzung von Artikel 3, EMRK, nach sich ziehen konnte, und er die Asylbehérden davon Uberzeugt, dass der
behauptete Sachverhalt (zumindest) wahrscheinlich ist." (VwGH 23.01.2007, ZI. 2006/01/0949).

Die Vorlage allgemeiner Berichte ersetzt dieses Erfordernis in der Regel nicht (vgl VWGH 17.02.1998, Z|96/18/0379;
EGMR Mamatkulov & Askarov v Turkei, Rs 46827, 46951/99, 71-77), eine geringe Anerkennungsquote, eine mogliche
Festnahme im Falle einer Uberstellung ebenso eine allfdllige Unterschreitung des verfahrensrechtlichen Standards des
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Art. 13 EMRK sind fur sich genommen nicht ausreichend, die Wahrscheinlichkeit einer hier relevanten
Menschenrechtsverletzung darzutun. Es ist auch nicht Aufgabe der &sterreichischen Asylbehdrden, hypothetische
Uberlegungen Gber den méglichen Ausgang eines von einem anderen Staat zu fihrenden Asylverfahrens anzustellen.
Relevant ware dagegen etwa das Vertreten von mit der GFK unvertretbaren rechtlichen Sonderpositionen in einem
Mitgliedstaat oder das Vorliegen einer massiv rechtswidrigen Verfahrensgestaltung im individuellen Fall, wenn der
Asylantrag im zustandigen Mitgliedstaat bereits abgewiesen wurde (Art. 16 Abs 1 lit. e Dublin Il VO). Eine ausdrickliche
Ubernahmeerkldrung des anderen Mitgliedstaates hat in die Abwagung einzuflieRen (VWGH 31.03.2005, ZI.
2002/20/0582; 31.05.2005, ZI. 2005/20/0025; 25.04.2006, ZI.2006/19/0673; 31.5.2005, ZI.2005/20/0095), ebenso
andere Zusicherungen der europdischen Partnerstaaten Osterreichs.Die Vorlage allgemeiner Berichte ersetzt dieses
Erfordernis in der Regel nicht vergleiche VWGH 17.02.1998, ZI. 96/18/0379; EGMR Mamatkulov & Askarov v Turkei, Rs
46827, 46951/99, 71-77), eine geringe Anerkennungsquote, eine mégliche Festnahme im Falle einer Uberstellung
ebenso eine allfallige Unterschreitung des verfahrensrechtlichen Standards des Artikel 13, EMRK sind fir sich
genommen nicht ausreichend, die Wahrscheinlichkeit einer hier relevanten Menschenrechtsverletzung darzutun. Es ist
auch nicht Aufgabe der 6sterreichischen Asylbehdrden, hypothetische Uberlegungen iiber den méglichen Ausgang
eines von einem anderen Staat zu fuhrenden Asylverfahrens anzustellen. Relevant ware dagegen etwa das Vertreten
von mit der GFK unvertretbaren rechtlichen Sonderpositionen in einem Mitgliedstaat oder das Vorliegen einer massiv
rechtswidrigen Verfahrensgestaltung im individuellen Fall, wenn der Asylantrag im zustandigen Mitgliedstaat bereits
abgewiesen wurde (Artikel 16, Absatz eins, Litera e, Dublin rémisch zwei VO). Eine ausdriickliche Ubernahmeerklarung
des anderen Mitgliedstaates hat in die Abwagung einzuflieBen (VwGH 31.03.2005, ZI. 2002/20/0582; 31.05.2005, ZI.
2005/20/0025; 25.04.2006, ZI.2006/19/0673; 31.5.2005, ZI.2005/20/0095), ebenso andere Zusicherungen der
europaischen Partnerstaaten Osterreichs.

Weiterhin hatte der Asylgerichtshof folgende Umsténde zu berticksichtigen:

Bei entsprechender Haufung von Fallen, in denen in Folge Austbung des Selbsteintrittsrechts die unionsrechtliche
Zustandigkeit nicht effektuiert werden kann, kann eine Gefdhrdung des "effet utile" Grundsatzes des Unionsrechtes
entstehen. Zur effektiven Umsetzung des Unionsrechts sind alle staatlichen Organe kraft Unionsrecht verpflichtet.

Der Verordnungsgeber der Dublin Il VO, offenbar im Glauben, dass sich alle Mitgliedstaaten untereinander als "sicher"
ansehen kénnen, wodurch auch eine Uberstellung vom einen in den anderen Mitgliedstaat keine realen Risken von
Menschenrechtsverletzungen bewirken kdnnte (vgl. insbesondere den 2. Erwagungsgrund der Praambel der Dublin Il
VO), hat keine eindeutigen verfahrens- oder materiellrechtlichen Vorgaben fur solche Falle getroffen. Diesbeziglich
lasst sich aber aus dem Gebot der menschenrechtskonformen Auslegung des Unionsrechtes und aus Beachtung der
unionsrechtlichen Verfahrensgrundrechte ableiten, dass bei ausnahmsweiser Verletzung der EMRK bei Uberstellung in
einen anderen Mitgliedstaat eine Uberstellung nicht stattfinden darf. Die Beachtung des Effizienzgebots (das etwa eine
pauschale Anwendung des Selbsteintrittsrechts oder eine innerstaatliche Verfahrensgestaltung, die Verfahren nach der
Dublin 1l VO umfangreicher gestaltet als materielle Verfahren verbietet) und die Einhaltung der Gebote der EMRK
stehen daher bei richtiger Anwendung nicht in Widerspruch (Filzwieser, migraLex, 1/2007, 18ff, Filzwieser/Sprung,
Dublin 11 VO?, K9 ff zu Art. 19).Der Verordnungsgeber der Dublin rémisch zwei VO, offenbar im Glauben, dass sich alle
Mitgliedstaaten untereinander als "sicher" ansehen kénnen, wodurch auch eine Uberstellung vom einen in den
anderen Mitgliedstaat keine realen Risken von Menschenrechtsverletzungen bewirken kdnnte vergleiche insbesondere
den 2. Erwagungsgrund der Praambel der Dublin rémisch zwei VO), hat keine eindeutigen verfahrens- oder
materiellrechtlichen Vorgaben fir solche Falle getroffen. Diesbeziiglich lasst sich aber aus dem Gebot der
menschenrechtskonformen  Auslegung des Unionsrechtes und aus Beachtung der unionsrechtlichen
Verfahrensgrundrechte ableiten, dass bei ausnahmsweiser Verletzung der EMRK bei Uberstellung in einen anderen
Mitgliedstaat eine Uberstellung nicht stattfinden darf. Die Beachtung des Effizienzgebots (das etwa eine pauschale
Anwendung des Selbsteintrittsrechts oder eine innerstaatliche Verfahrensgestaltung, die Verfahren nach der Dublin
réomisch zwei VO umfangreicher gestaltet als materielle Verfahren verbietet) und die Einhaltung der Gebote der EMRK
stehen daher bei richtiger Anwendung nicht in Widerspruch (Filzwieser, migralLex, 1 aus 2007,, 18ff, Filzwieser/Sprung,
Dublin rémisch zwei VO?, K9 ff zu Artikel 19,).

Die allféllige Rechtswidrigkeit von Gemeinschaftsrecht [Unionsrecht] kann nur von den zustandigen
gemeinschaftsrechtlichen [unionsrechtlichen] Organen, nicht aber von Organen der Mitgliedstaaten rechtsgultig
festgestellt werden. Der EGMR hat jlngst festgestellt, dass die Rechtsschutz des Gemeinschaftsrechts [Unionsrechts]
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regelmalig den Anforderungen der EMRK entspricht (30.06.2005, Bosphorus Airlines v Irland, Rs 45036/98).

Es bedarf sohin europarechtlich eines im besonderen Malle substantiierten Vorbringens und des Vorliegens
besonderer vom Antragsteller bescheinigter aullergewdhnlicher Umstande, um die grundsatzliche europarechtlich
gebotene Annahme der "Sicherheit" der Partnerstaaten der Europaischen Union als einer Gemeinschaft des Rechts im
individuellen Fall erschiittern zu kénnen. Diesem Grundsatz entspricht auch die durch das AsylG 2005 eingefuhrte
gesetzliche Klarstellung des 8 5 Abs. 3 AsylIG, die Elemente einer Beweislastumkehr enthalt. Es trifft zwar ohne Zweifel
zu, dass Asylwerber in ihrer besonderen Situation haufig keine Mdglichkeit haben, Beweismittel vorzulegen (wobei
dem durch das Institut des Rechtsberaters begegnet werden kann), und dies mitzubeachten ist (VwGH, 23.01.2007, ZI.
2006/01/0949), dies kann aber nicht pauschal dazu fuhren, die vom Gesetzgeber - im Einklang mit dem Unionsrecht -
vorgenommene Wertung des 8 5 Abs. 3 AsylG Uberhaupt fur unbeachtlich zu erklaren (dementsprechend in ihrer
Undifferenziertheit verfehlt, FeRl/Holzschuster, AsylG 2005, 225ff). Eine Rechtsprechung, die in Bezug auf
Mitgliedstaaten der EU faktisch hohere Anforderungen entwickelte, als jene des EGMR in Bezug auf Drittstaaten ware
jedenfalls unionsrechtswidrig.Es bedarf sohin europarechtlich eines im besonderen MaRe substantiierten Vorbringens
und des Vorliegens besonderer vom Antragsteller bescheinigter auRergewdhnlicher Umstande, um die grundsatzliche
europarechtlich gebotene Annahme der "Sicherheit" der Partnerstaaten der Europaischen Union als einer
Gemeinschaft des Rechts im individuellen Fall erschittern zu kdnnen. Diesem Grundsatz entspricht auch die durch das
AsylG 2005 eingeflhrte gesetzliche Klarstellung des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG, die Elemente einer
Beweislastumkehr enthalt. Es trifft zwar ohne Zweifel zu, dass Asylwerber in ihrer besonderen Situation haufig keine
Méglichkeit haben, Beweismittel vorzulegen (wobei dem durch das Institut des Rechtsberaters begegnet werden kann),
und dies mitzubeachten ist (VwWGH, 23.01.2007, ZI. 2006/01/0949), dies kann aber nicht pauschal dazu fihren, die vom
Gesetzgeber - im Einklang mit dem Unionsrecht - vorgenommene Wertung des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG Uberhaupt
far unbeachtlich zu erkldren (dementsprechend in ihrer Undifferenziertheit verfehlt, Fel3l/Holzschuster, AsylG 2005,
225ff). Eine Rechtsprechung, die in Bezug auf Mitgliedstaaten der EU faktisch hohere Anforderungen entwickelte, als
jene des EGMR in Bezug auf Drittstaaten ware jedenfalls unionsrechtswidrig.

3.1. Mogliche Verletzung des Art. 8 EMRK3.1. Mogliche Verletzung des Artikel 8, EMRK:
Art 8 EMRK lautet:Artikel 8, EMRK lautet:
(1) Jedermann hat Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner Wohnung und seines Briefverkehrs.

(2) Der Eingriff einer 6ffentlichen Behorde in die Ausiibung dieses Rechts ist nur statthaft, insoweit dieser Eingriff
gesetzlich vorgesehen ist und eine MaBnahme darstellt, die in einer demokratischen Gesellschaft fir die nationale
Sicherheit, die &ffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des Landes, die Verteidigung der Ordnung und
zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte
und Freiheiten anderer notwendig ist."

Eine Uberstellung in einen anderen Mitgliedstaat der Europdischen Union bzw. eine Aufenthaltsbeendigung
(Ausweisung) kann einen (unzuldssigen) Eingriff in das Privat- und/oder Familienleben des Betroffenen darstellen.

Das Recht auf Achtung des Familienlebens iSd Art. 8 EMRK schitzt das Zusammenleben der Familie. Es umfasst
jedenfalls alle durch Blutsverwandtschaft, EheschlieBung oder Adoption verbundenen Familienmitglieder, die effektiv
zusammenleben; das Verhdltnis zwischen Eltern und minderjdhrigen Kindern auch dann, wenn es kein
Zusammenleben gibt (EGMR Kroon, VfGH 28.06.2003, G 78/00).Das Recht auf Achtung des Familienlebens iSd Artikel 8,
EMRK schitzt das Zusammenleben der Familie. Es umfasst jedenfalls alle durch Blutsverwandtschaft, EheschlieBung
oder Adoption verbundenen Familienmitglieder, die effektiv zusammenleben; das Verhaltnis zwischen Eltern und
minderjahrigen Kindern auch dann, wenn es kein Zusammenleben gibt (EGMR Kroon, VfGH 28.06.2003, G 78/00).

Ist von einer aufenthaltsbeendenden MaRnahme die gesamte Familie betroffen, greift sie lediglich in das Privatleben
der Familienmitglieder und nicht auch in ihr Familienleben ein; auch dann, wenn sich einige Familienmitglieder der
Abschiebung durch Untertauchen entziehen (EGMR im Fall Cruz Varas gegen Schweden). In diesen Fallen ist nach der
Judikatur des EGMR der Eingriff in das Privatleben gegebenenfalls separat zu prifen (Chvosta, Die Ausweisung von
Asylwerbern und Art 8 MRK, 0JZ 2007/74, 856 mwN).Ist von einer aufenthaltsbeendenden MaRnahme die gesamte
Familie betroffen, greift sie lediglich in das Privatleben der Familienmitglieder und nicht auch in ihr Familienleben ein;
auch dann, wenn sich einige Familienmitglieder der Abschiebung durch Untertauchen entziehen (EGMR im Fall Cruz
Varas gegen Schweden). In diesen Fallen ist nach der Judikatur des EGMR der Eingriff in das Privatleben gegebenenfalls
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separat zu priifen (Chvosta, Die Ausweisung von Asylwerbern und Artikel 8, MRK, OJZ 2007/74, 856 mwN).

Nach der Rechtsprechung des EGMR (vgl. aktuell SISOJEVA u.a. gg. Lettland, 16.06.2005, Bsw. Nr. 60.654/00) garantiert
die Konvention Fremden kein Recht auf Einreise und Aufenthalt in einem Staat. Unter gewissen Umstanden kénnen
von den Staaten getroffene Entscheidungen auf dem Gebiet des Aufenthaltsrechts (zB. eine
Ausweisungsentscheidung) aber in das Privatleben eines Fremden eingreifen. Dies beispielsweise dann, wenn ein
Fremder den groRten Teil seines Lebens in dem Gastland zugebracht (wie im Fall SISOJEVA u. a. gg. Lettland) oder
besonders ausgepragte soziale oder wirtschaftliche Bindungen im Aufenthaltsstaat vorliegen, die sogar jene zum
eigentlichen Herkunftsstaat an Intensitat deutlich Gbersteigen (vgl. dazu BAGHLI gg. Frankreich, 30.11.1999, Bsw. Nr.
34374/97; ebenso die Rsp. des Verfassungsgerichtshofes; vgl. dazu VfSlg 10.737/1985; VfSlg 13.660/1993).Nach der
Rechtsprechung des EGMR vergleiche aktuell SISOJEVA u.a. gg. Lettland, 16.06.2005, Bsw. Nr. 60.654/00) garantiert die
Konvention Fremden kein Recht auf Einreise und Aufenthalt in einem Staat. Unter gewissen Umstanden kénnen von
den Staaten getroffene Entscheidungen auf dem Gebiet des Aufenthaltsrechts (zB. eine Ausweisungsentscheidung)
aber in das Privatleben eines Fremden eingreifen. Dies beispielsweise dann, wenn ein Fremder den gréf3ten Teil seines
Lebens in dem Gastland zugebracht (wie im Fall SISOJEVA u. a. gg. Lettland) oder besonders ausgepragte soziale oder
wirtschaftliche Bindungen im Aufenthaltsstaat vorliegen, die sogar jene zum eigentlichen Herkunftsstaat an Intensitat
deutlich Ubersteigen vergleiche dazu BAGHLI gg. Frankreich, 30.11.1999, Bsw. Nr. 34374/97; ebenso die Rsp. des
Verfassungsgerichtshofes; vergleiche dazu VfSlg 10.737 aus 1985,; VfSlg 13.660 aus 1993,).

Im gegenstandlichen Fall haben die beschwerdefuhrenden Parteien ihren Angaben nach keine relevanten familidren
Bindungen in Osterreich und sind im gleichen MaRe von aufenthaltsbeendenden MaRnahmen bedroht, weshalb
mangels hinreichenden Familienlebens eine Aufenthaltsbeendigung keinen Eingriff in dieses verfassungsgesetzlich
gewahrleistete Recht darstellt.

Die beschwerdefihrenden Parteien befinden sich erst seit wenigen Monaten in Osterreich. Ein Aufenthaltsrecht im
Bundesgebiet, etwa auf Grundlage des FPG bzw. NAG, kam ihnen zu keiner Zeit zu. Allfdllige private
Ankniipfungspunkte wurden daher in einer Zeit gegriindet, in der ihr Aufenthaltsstatus in Osterreich auf Grund der
laufenden Asylverfahren ungewiss war.

Im gegenstandlichen Fall ist jedoch schon insbesondere auf Grund der kurzen Aufenthaltsdauer in Osterreich nicht
davon auszugehen, dass hinreichend starke private Anknipfungspunkte zu Osterreich bestehen, die zu einem
relevanten Privatleben iSd Art 8 EMRK fuhren wirden (vgl. zB VfGH 6.3.2008, B 2400/07).Im gegenstandlichen Fall ist
jedoch schon insbesondere auf Grund der kurzen Aufenthaltsdauer in Osterreich nicht davon auszugehen, dass
hinreichend starke private Ankniipfungspunkte zu Osterreich bestehen, die zu einem relevanten Privatleben iSd Artikel
8, EMRK fiihren wiirden vergleiche zB VfGH 6.3.2008, B 2400/07).

Mangels Verletzung von Art 8 EMRK war aus diesem Grund daher zu Recht von einem Selbsteintritt Osterreichs gemaR
Art 3 Abs 2 Dublin [I-VO nicht Gebrauch zu machen.Mangels Verletzung von Artikel 8, EMRK war aus diesem Grund
daher zu Recht von einem Selbsteintritt Osterreichs gemanR Artikel 3, Absatz 2, Dublin 1I-VO nicht Gebrauch zu machen.

3.2. Mégliche Verletzung von Art 3 EMRK3.2. Mégliche Verletzung von Artikel 3, EMRK:
Art 3 EMRK lautet:Artikel 3, EMRK lautet:
"Niemand darf der Folter oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen werden".

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes hat der Antragsteller das Bestehen einer aktuellen, durch
staatliche Stellen zumindest gebilligten oder nicht effektiv verhinderbaren Bedrohung seiner relevanten Rechtsguter
glaubhaft zu machen, wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des Fremden
betreffender, durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerter Angaben darzutun ist (VWGH 26.6.1997, ZI.
95/18/1293, 17.7.1997, ZI.97/18/0336). So auch der EGMR in stRsp, welcher anfuhrt, dass es trotz allfalliger
Schwierigkeiten flr den Antragsteller "Beweise" zu beschaffen, es dennoch ihm obliegt - so weit als moglich -
Informationen vorzulegen, die der Behorde eine Bewertung der von ihm behaupteten Gefahr im Falle einer
Abschiebung ermdglicht (zB EGMR Said gg. die Niederlande, 5.7.2005). BloRes Leugnen oder eine allgemeine
Behauptung reicht fir eine Glaubhaftmachung nicht aus (VWGH 24.2.1993, 92/03/0011; 1.10.1997, 96/09/0007).

Nach der hier maf3geblichen Regelvermutung des& 5 Abs 3 AsylG 2005 ist zu beachten, dass, sofern nicht besondere
(exzeptionelle) Griinde, die in der Person des Asylwerbers glaubhaft gemacht werden oder beim Bundesasylamt oder
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beim Asylgerichtshof offenkundig sind, die fur die "reale Gefahr" (darunter ist eine ausreichend reale, nicht nur auf
Spekulationen gegriindete Gefahr moglicher Konsequenzen fur den Betroffenen im Zielstaat zu verstehen [vgl. VWGH
99/20/0573Nach der hier maligeblichen Regelvermutung des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005 ist zu beachten, dass,
sofern nicht besondere (exzeptionelle) Grinde, die in der Person des Asylwerbers glaubhaft gemacht werden oder
beim Bundesasylamt oder beim Asylgerichtshof offenkundig sind, die fir die "reale Gefahr" (darunter ist eine
ausreichend reale, nicht nur auf Spekulationen gegriindete Gefahr moglicher Konsequenzen fiir den Betroffenen im
Zielstaat zu verstehen [vgl. VwWGH 99/20/0573

v. 19.2.2004 mwN auf die Judikatur des EGMR]) des fehlenden Schutzes sprechen, davon auszugehen ist, dass der
Asylwerber im zustdndigen Dublin-Staat hinreichenden Schutz findet.

Erst wenn es dem Asylwerber gelingt die oa. "besonderen Grinde" glaubhaft zu machen, ist die dem8 5 Abs 3 AsylG
2005 immanente Vermutung der im zustandigen Mitgliedstaat gegebenen Sicherheit widerlegt. In diesem Fall sind die
Asylbehodrden gehalten, allenfalls erforderliche weitere Erhebungen (auch) von Amts wegen durchzufihren, um die
Prognose, der Asylwerber werde bei Uberstellung in den zustandigen Mitgliedstaat der realen Gefahr ("real risk") einer
dem Art 3 EMRK widersprechenden Behandlung ausgesetzt sein, erstellen zu kénnen. Die Ermittlungspflicht ergibt sich
aus § 18 AsylG 2005, die insoweit von§ 5 Abs 3 AsylG 2005 unberihrt bleibt.Erst wenn es dem Asylwerber gelingt die
oa. "besonderen Grunde" glaubhaft zu machen, ist die dem Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005 immanente Vermutung
der im zustandigen Mitgliedstaat gegebenen Sicherheit widerlegt. In diesem Fall sind die Asylbehdrden gehalten,
allenfalls erforderliche weitere Erhebungen (auch) von Amts wegen durchzufiihren, um die Prognose, der Asylwerber
werde bei Uberstellung in den zusténdigen Mitgliedstaat der realen Gefahr ("real risk") einer dem Artikel 3, EMRK
widersprechenden Behandlung ausgesetzt sein, erstellen zu kénnen. Die Ermittlungspflicht ergibt sich aus Paragraph
18, AsylG 2005, die insoweit von Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005 unbertihrt bleibt.

3.2.1. Behauptete Bedrohung im Zielstaat:

Die bP1 fuhrte zu Beginn des Verfahrens aus, dass sie nicht wisse, in welche Lander innerhalb der EU sie eingereist sei.
Weiters bestritt sie die Asylantragstellung in Italien. Sie gab weiter zu Protokoll, dass sie nicht in einem Lager aufhéltig
gewesen sei, sondern in Schlepperquartieren durch den Schlepper versorgt worden sei. Selbst nach Vorhalt des
Eurodac-Treffers in Bezug zu Italien flUhrte sie aus, dass sie keinen Asylantrag in Italien gestellt hatte und nicht einmal
wisse, ob sie Gberhaupt in Italien gewesen sei.

Im weiteren Verlauf des Verfahrens gab die bP1 dann zu, vor der Einreise nach Osterreich 12 Tage lang in Italien
aufhaltig und dort sogar in einem Fllichtlingslager untergebracht gewesen zu sein.

Weiters fUhrte sie aus, dass sie im Lager durch Afrikaner belastigt worden sei, welche in ihr Zimmer gekommen seien
und sie an den Armen angefasst hatten. Es hatte ihr dann aber ein Afghane geholfen. Sie sei jedoch diesbezuglich nicht
bei der Lagerleitung gewesen, da nicht erkennbar gewesen ware, wer zur Lagerleitung gehort hatte.

Weiters sei festzustellen, dass die bP1 im Zuge ihrer arztlichen Untersuchung ausfiihrte, dass sie in Italien im Lager
einmal vergewaltigt worden sei, was sie jedoch im Zuge der Einvernahme vor dem BAA mit keinem Wort erwahnte.

Es ist aus der Aktenlage nachvollziehbar, dass die bP1 Praferenzen hat in Osterreich zu leben und hier ein
Asylverfahren zu flhren, da laut eigenen Angaben bereits in Afghanistan mit dem Schlepper vereinbart worden ware,
sie nach Osterreich zu schleppen. Zur Erreichung dieses Zieles scheut die bP offensichtlich nicht davor zuriick im
Asylverfahren - trotz ergangener Aufforderung die Wahrheit zu sagen und Hinweis auf nachteilige Folgen im Falle
wahrheitswidriger Angaben - lber persoénliche und fiir das Verfahren mal3gebliche Umstdnde zu tauschen, wie sich
etwa va. aus der in der Erstbefragung verschwiegenen Asylantragstellung in Italien und der dortigen Unterbringung in
einem Fluchtlingslager ergibt. Die generelle persdnliche Glaubwurdigkeit der bP ist daher im Verfahren zu verneinen.
Zusammenfassend lasst sich hier erkennen, dass die beschwerdefiihrende Partei dazu tendiert ihre bisherigen
persénlichen Erfahrungen im potentiell zustandigen Staat aus verfahrenstaktischen Grinden nicht den Tatsachen
entsprechend bzw. verfilscht oder (ibersteigert negativ darzustellen, um dadurch eine Uberstellung in den Zielstaat zu
verhindern. Die Betrachtung ihrer im Zuge des Verfahrens gemachten Angaben l3asst erkennen, dass sie im Zuge des
Verfahrens bzw. im Laufe der Einvernahmen ihre AuRerungen hinsichtlich angeblich erlebter Geschehnissen
widerspruchlich auBerte. Es sei auch festgestellt, dass die bP1 in ihrer Beschwerde, nachdem ihr seitens des BAA die
geschilderte Misshandlung im Lager nicht geglaubt worden war, derartiges mit keinem Wort mehr behauptete.
Lediglich rechtliche Probleme, sowie Probleme in Bezug auf das Essen und die Grundversorgung wurden dort erstmals


https://www.jusline.at/entscheidung/40644
https://www.jusline.at/entscheidung/40644
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/5
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/18
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/5

geltend gemacht, weshalb die bP1 insgesamt nicht glaubwurdig ist.

Selbst wenn man davon ausgehen wirde, dass die beschwerdefiihrende Partei im Lager Probleme gehabt hatte, so hat
sie beim Bundesasylamt nicht behauptet oder bescheinigt, dass es in Italien gegen derartige allfallige Bedrohungen
keine hinreichenden Schutzmechanismen gebe oder sie keinen Zugang zu diesen hatte, was auch weder notorisch ist,
noch dem Amtswissen entspricht. Vielmehr fihrte diese aus, dass sie sich nicht an die Lagerleitung gewandt hatte, da
nicht erkennbar gewesen ware, wer zur Lagerleitung gehdéren wirde, was nach Ansicht des AsylGH keine schlissige
Argumentation fir ein Unterlassen einer Meldung darstellen wirde, brauchte sich die bP1 doch lediglich zu
informieren, wer fir die Lagerleitung zustandig sei und machte sie auch keine Grinde geltend, dass ihr dies nicht
moglich gewesen ware. Auch der anwesende Rechtsberater - dem seitens der belangten Behdrde in dieser

Einvernahme auch die Moglichkeit geboten wurde Fragen oder Antrage zu stellen - behauptete nichts dergleichen.

Im Rahmen der Refoulemententscheidung ist unter anderem zu prifen, ob der Abschiebung des Asylwerbers ein Gber
eine bloBe Moglichkeit hinausgehendes "real risk" einer unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung im Sinne
des Art. 3 EMRK entgegen steht.m Rahmen der Refoulemententscheidung ist unter anderem zu prifen, ob der
Abschiebung des Asylwerbers ein Gber eine bloRBe Méglichkeit hinausgehendes "real risk" einer unmenschlichen oder

erniedrigenden Behandlung im Sinne des Artikel 3, EMRK entgegen steht.

Im Beschwerdefall liegt bei der bP1 eine Anpassungsstérung mittleren AusmaRes vor und wiirde eine Uberstellung

nach Italien mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit zu einer deutlichen Verschlechterung fuhren.

Zur Vereinbarkeit der Abschiebung kranker Personen in einen anderen Staat mit Art. 3 EMRK ist va. auf das Erkenntnis
des Verfassungsgerichtshofes (VfGH) vom 6. Marz 2008, B 2400/07, hinzuweisen, in dem ausgehend vom Urteil des
EGMR vom 2. Mai 1997, D. v. The United Kingdom, Nr. 30.240/96, ausfuhrlich auf Rechtsprechung des EGMR verwiesen
wird, nach der im Falle der Abschiebung einer kranken Person nur besondere Umstande ("exceptional circumstances")
eine Verletzung von Art. 3 ERMK begrinden kdénnen. Der Verfassungsgerichtshof fasst darin im Wesentlichen
zusammen, dass im Allgemeinen kein Fremder ein Recht hat in einem fremden Aufenthaltsstaat zu verbleiben, bloR
um dort medizinisch behandelt zu werden, und zwar selbst dann nicht, wenn er an einer schweren Krankheit leidet
oder selbstmordgefahrdet ist. Dass die Behandlung im Zielstaat nicht gleichwertig, schwerer zuganglich oder
kostenintensiver ist, ist unerheblich, solange es grundsatzlich Behandlungsmaoglichkeiten im Zielstaat bzw. in einem
bestimmten Teil des Zielstaates gibt. Nur bei Vorliegen auBergewéhnlicher Umstande fuhrt die Abschiebung zu einer
Verletzung des Art 3 EMRK. Solche liegen etwa vor, wenn ein lebensbedrohlich Erkrankter durch die Abschiebung
einem realen Risiko ausgesetzt wirde, unter qualvollen Umstédnden zu sterben (Fall D. v. the United Kingdom). Bei der
Ausweisung und Abschiebung Fremder in einen Mitgliedstaat der Europaischen Union wird auch zu bertcksichtigen
sein, dass dieser zur Umsetzung der Aufnahmerichtlinie verpflichtet ist, nach der diese daflr zu sorgen haben, dass
Asylwerber die erforderliche medizinische Versorgung erhalten.Zur Vereinbarkeit der Abschiebung kranker Personen
in einen anderen Staat mit Artikel 3, EMRK ist va. auf das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes (VfGH) vom 6. Méarz
2008, B 2400/07, hinzuweisen, in dem ausgehend vom Urteil des EGMR vom 2. Mai 1997, D. v. The United Kingdom, Nr.
30.240/96, ausfihrlich auf Rechtsprechung des EGMR verwiesen wird, nach der im Falle der Abschiebung einer
kranken Person nur besondere Umstande ("exceptional circumstances") eine Verletzung von Artikel 3, ERMK
begriinden kénnen. Der Verfassungsgerichtshof fasst darin im Wesentlichen zusammen, dass im Allgemeinen kein
Fremder ein Recht hat in einem fremden Aufenthaltsstaat zu verbleiben, bloR um dort medizinisch behandelt zu
werden, und zwar selbst dann nicht, wenn er an einer schweren Krankheit leidet oder selbstmordgefahrdet ist. Dass
die Behandlung im Zielstaat nicht gleichwertig, schwerer zuganglich oder kostenintensiver ist, ist unerheblich, solange
es grundsatzlich Behandlungsmaoglichkeiten im Zielstaat bzw. in einem bestimmten Teil des Zielstaates gibt. Nur bei
Vorliegen aulRergewdhnlicher Umstande fuhrt die Abschiebung zu einer Verletzung des Artikel 3, EMRK. Solche liegen
etwa vor, wenn ein lebensbedrohlich Erkrankter durch die Abschiebung einem realen Risiko ausgesetzt wirde, unter
qualvollen Umsténden zu sterben (Fall D. v. the United Kingdom). Bei der Ausweisung und Abschiebung Fremder in
einen Mitgliedstaat der Europdischen Union wird auch zu bericksichtigen sein, dass dieser zur Umsetzung der
Aufnahmerichtlinie verpflichtet ist, nach der diese dafir zu sorgen haben, dass Asylwerber die erforderliche
medizinische Versorgung erhalten.

Im jangeren Urteil des EGMR (GroRe Kammer) vom 27. Mai 2008, N. v. The United Kingdom, Nr. 26.565/05, hat der
Europaische Gerichtshof fir Menschenrechte seine Rechtsprechung in Bezug auf Krankheiten und Art 3 EMRK
zusammengefasst und neben dem Urteil D. v. The United Kingdom auf die Entscheidungen B.B. v. France, Nr.
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30.930/96, Kararalm jingeren Urteil des EGMR (Grof3e Kammer) vom 27. Mai 2008, N. v. The United Kingdom, Nr.
26.565/05, hat der Europaische Gerichtshof fur Menschenrechte seine Rechtsprechung in Bezug auf Krankheiten und
Artikel 3, EMRK zusammengefasst und neben dem Urteil D. v. The United Kingdom auf die Entscheidungen B.B. v.
France, Nr. 30.930/96, Karara

1. v.Literav
Finland, Nr. 40.900/98, S.C.C. v. Sweden, Nr. 46.553/99, Bensaid

2. v.Literav
The United Kingdom, Nr. 44.599/98, Arcila Henao v. The Netherlands, Nr. 13.669/03, Ndangoya v. Sweden, Nr.
17.868/03, sowie Amegnigan v. The Netherlands, Nr. 25.629/04 verwiesen (Randnrn. 35 bis 41 des Urteils N. v. The
United Kingdom).

Im konkreten Fall N. v. The United Kingdom lag die Beurteilung der Rechtmaligkeit der Abschiebung einer an Aids
Erkrankten nach Uganda zugrunde. Nach Informationen der WHO ist antiretrovirale Medikamentation in Uganda
erhaltlich, auch wenn wegen mangelnder Ressourcen nur die Halfte jener Personen, die sie benétigen, in den Genuss
dieser Behandlung kommt. Die Bf. behauptete, sie kénne sich die Behandlung nicht leisten und diese ware in der
landlichen Gegend, aus der sie stamme, gar nicht erhaltlich. Der Gerichtshof flhrte aus, dass es scheint, dass sie
Familienmitglieder in Uganda hat, auch wenn sie behauptet, dass diese nicht gewillt oder nicht in der Lage waren, sich

um sie zu kiimmern.

Das Vereinigte Konigreich hat der Bf. wahrend des Asylverfahrens und der folgenden Verfahren Uber die Zulassigkeit
ihrer Ausweisung neun Jahre lang auf 6ffentliche Kosten medizinische und soziale Unterstitzung gewahrt. Dies

begriindet jedoch keine Verpflichtung seitens des belangten Staates, weiterhin fir sie zu sorgen.

Der GH anerkennt, dass die Lebensqualitat der Bf. und ihre Lebenserwartung im Falle ihrer Abschiebung nach Uganda
beeintrachtigt wiirde. Sie ist im Moment jedoch nicht todkrank. Wie rasch sich ihr Zustand verschlechtern wiirde und in
welchem Ausmal sie in der Lage ware, Zugang zu medizinischer Behandlung, Unterstitzung und Pflege, einschlieflich
der Hilfe durch Verwandte, zu erhalten, ist bis zu einem gewissen Grad spekulativ, insbesondere angesichts der sich
stetig fortentwickelnden Situation was die Behandlung von AIDS und HIV weltweit betrifft. Der EGMR erkannte in
diesem Fall, dass keine Verletzung des Art 3 EMRK vorlag.Der GH anerkennt, dass die Lebensqualitat der Bf. und ihre
Lebenserwartung im Falle ihrer Abschiebung nach Uganda beeintrachtigt wirde. Sie ist im Moment jedoch nicht
todkrank. Wie rasch sich ihr Zustand verschlechtern wirde und in welchem AusmaR sie in der Lage ware, Zugang zu
medizinischer Behandlung, Unterstttzung und Pflege, einschliel3lich der Hilfe durch Verwandte, zu erhalten, ist bis zu
einem gewissen Grad spekulativ, insbesondere angesichts der sich stetig fortentwickelnden Situation was die
Behandlung von AIDS und HIV weltweit betrifft. Der EGMR erkannte in diesem Fall, dass keine Verletzung des Artikel 3,
EMRK vorlag.

Der EGMR stellte in diesem Verfahren die aus seiner bisherigen Rechtsprechung abzuleitenden Grundsatze
zusammenfassend wie folgt dar (Randnrn. 42 ff des Urteils N. v. The United Kingdom):

Fremde, gegen die eine Ausweisung verhangt wird, kénnen grundsatzlich keinen Anspruch geltend machen, im
Territorium eines Konventionsstaates zu bleiben, um weiterhin in den Genuss von medizinischer, sozialer oder
sonstiger Unterstitzung und Leistungen zu kommen, die vom ausweisenden Staat gewahrt werden. Die Tatsache, dass
die Lebenserwartung eines Beschwerdefuhrers im Falle seiner Ausweisung deutlich herabgesetzt wiirde, reicht fur sich
genommen nicht aus, um eine Verletzung von Art. 3 EMRK zu begriinden. Die Entscheidung, einen an einer schweren
mentalen oder korperlichen Krankheit leidenden Fremden in ein Land abzuschieben, wo die Einrichtungen zur
Behandlung dieser Krankheit den im Konventionsstaat verfigbaren unterlegen sind, kann ein Problem unter Art. 3
EMRK aufwerfen, allerdings nur in einem sehr aul3ergewdhnlichen Fall ("very exceptional case"), in dem die gegen die
Abschiebung sprechenden humanitaren Grinde zwingend sind. Im Fall D. v. The United Kingdom bestanden die sehr
auBergewohnlichen Umstande ("very exceptional circumstances") darin, dass der Beschwerdefuhrer todkrank war, ihm
in seinem Heimatland keine Pflege oder medizinische Versorgung garantiert war und er dort keine Familie hatte, die
ihn hatte pflegen oder ihn mit den nétigsten Dingen wie Essen, Unterkunft und sozialer Unterstiitzung versorgen hétte
kénnen (Randnr. 42 des Urteils N. v. The United Kingdom).Fremde, gegen die eine Ausweisung verhangt wird, kdnnen
grundsatzlich keinen Anspruch geltend machen, im Territorium eines Konventionsstaates zu bleiben, um weiterhin in
den Genuss von medizinischer, sozialer oder sonstiger Unterstitzung und Leistungen zu kommen, die vom



ausweisenden Staat gewadhrt werden. Die Tatsache, dass die Lebenserwartung eines Beschwerdeflhrers im Falle
seiner Ausweisung deutlich herabgesetzt wirde, reicht fir sich genommen nicht aus, um eine Verletzung von Artikel 3,
EMRK zu begrinden. Die Entscheidung, einen an einer schweren mentalen oder kdrperlichen Krankheit leidenden
Fremden in ein Land abzuschieben, wo die Einrichtungen zur Behandlung dieser Krankheit den im Konventionsstaat
verfigbaren unterlegen sind, kann ein Problem unter Artikel 3, EMRK aufwerfen, allerdings nur in einem sehr
auBergewohnlichen Fall ("very exceptional case"), in dem die gegen die Abschiebung sprechenden humanitdren
Grunde zwingend sind. Im Fall D. v. The United Kingdom bestanden die sehr auRergewdhnlichen Umstande ("very
exceptional circumstances") darin, dass der Beschwerdeflhrer todkrank war, ihm in seinem Heimatland keine Pflege
oder medizinische Versorgung garantiert war und er dort keine Familie hatte, die ihn hatte pflegen oder ihn mit den
notigsten Dingen wie Essen, Unterkunft und sozialer Unterstlitzung versorgen hatte kénnen (Randnr. 42 des Urteils N.
v. The United Kingdom).

Der EGMR schlieBt nicht aus, dass es andere sehr aullergewdhnliche Falle geben kann, wo die humanitaren
Erwagungen dhnlich zwingend sind. Er halt es jedoch flr geboten, die im Fall D. v. The United Kingdom festgelegte und
in der spateren Rechtsprechung angewendete hohe Schwelle ("high threshold") beizubehalten. Der EGMR erachtet
diese Schwelle fiir richtig, da der behauptete drohende Schaden nicht aus den absichtlichen Handlungen oder
Unterlassungen staatlicher Behérden oder nichtstaatlicher Akteure resultiert, sondern stattdessen aus einer nattirlich
auftretenden Krankheit und dem Fehlen ausreichender Ressourcen fiir ihre Behandlung im Empfangsstaat (Randnr. 43
des Urteils N. v. The United Kingdom).

Obwohl viele der in ihr enthaltenen Rechte soziale und wirtschaftliche Implikationen haben -so der EGMR weiter -, zielt
die EMRK im Wesentlichen auf den Schutz der birgerlichen und politischen Rechte ab. Uberdies wohnt der EMRK als
Ganzer die Suche nach einem fairen Ausgleich zwischen den Anforderungen des allgemeinen Interesses der
Gemeinschaft und den Erfordernissen des Schutzes der Grundrechte des Einzelnen inne. Fortschritte der
medizinischen Forschung zusammen mit sozialen und wirtschaftlichen Unterschieden zwischen verschiedenen
Landern bringen es mit sich, dass sich das Niveau der im Konventionsstaat verfigbaren Behandlung deutlich von jener
im Herkunftsstaat unterscheiden kann. Wahrend es angesichts der grundlegenden Bedeutung von Art. 3 EMRK im
System der Konvention notwendig ist, dass sich der EGMR ein gewisses Mal3 an Flexibilitdt bewahrt, um Ausweisungen
in Ausnahmefallen zu verhindern, verpflichtet Art. 3 EMRK einen Vertragsstaat nicht dazu, solche Ungleichheiten durch
die Gewahrung von kostenloser und unbeschrankter Gesundheitsversorgung fur alle Fremden ohne Aufenthaltsrecht
in seinem Gebiet zu mildern. Das Gegenteil festzustellen, wirde den Konventionsstaaten eine zu groRe Burde
auferlegen (Randnr. 44 des Urteils N. v. The United Kingdom).Obwohl viele der in ihr enthaltenen Rechte soziale und
wirtschaftliche Implikationen haben -so der EGMR weiter -, zielt die EMRK im Wesentlichen auf den Schutz der
birgerlichen und politischen Rechte ab. Uberdies wohnt der EMRK als Ganzer die Suche nach einem fairen Ausgleich
zwischen den Anforderungen des allgemeinen Interesses der Gemeinschaft und den Erfordernissen des Schutzes der
Grundrechte des Einzelnen inne. Fortschritte der medizinischen Forschung zusammen mit sozialen und
wirtschaftlichen Unterschieden zwischen verschiedenen Landern bringen es mit sich, dass sich das Niveau der im
Konventionsstaat verfigbaren Behandlung deutlich von jener im Herkunftsstaat unterscheiden kann. Wahrend es
angesichts der grundlegenden Bedeutung von Artikel 3, EMRK im System der Konvention notwendig ist, dass sich der
EGMR ein gewisses MalR an Flexibilitat bewahrt, um Ausweisungen in Ausnahmefdllen zu verhindern, verpflichtet
Artikel 3, EMRK einen Vertragsstaat nicht dazu, solche Ungleichheiten durch die Gewahrung von kostenloser und
unbeschrankter Gesundheitsversorgung fir alle Fremden ohne Aufenthaltsrecht in seinem Gebiet zu mildern. Das
Gegenteil festzustellen, wirde den Konventionsstaaten eine zu groRe Burde auferlegen (Randnr. 44 des Urteils N. v.
The United Kingdom).

SchlieBlich stellt der EGMR fest, dass dieselben Grundsatze in Hinblick auf die Ausweisung jeder Person gelten mussen,
die an irgendeiner schweren, naturlich aufgetretenen mentalen oder kdrperlichen Krankheit leidet, die Leid, Schmerz
und eine verringerte Lebenserwartung verursacht und eine spezielle Behandlung erfordert, die im Herkunftsland der
Person nicht ohne weiteres oder nur zu betrachtlichen Kosten erhaltlich ist (Randnr. 45 des Urteils N. v. The United
Kingdom).

Der Verwaltungsgerichtshof folgte in seinem Erkenntnis vom 23.9.2009, ZI2007/01/0515-10, dieser Ansicht.

In Bezug auf psychische Erkrankungen, wie zB schweren Depressionen und PTBS mit suizidaler Einengung, haben auch
nachfolgende, sich ebenfalls aus der Rechtsprechung des EGMR ergebende, Uberlegungen (vgl. auch VfGH v. 6. Mérz
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2008, B 2400/07 sowie Premiszl, Migralex 2/2008, 54ff, Schutz vor Abschiebung von Traumatisierten in "Dublin-
Verfahren" mwN auf die Judikatur des EGMR) fir eine Art 3-EMRK-konforme Entscheidung mit einzuflieRen:In Bezug
auf psychische Erkrankungen, wie zB schweren Depressionen und PTBS mit suizidaler Einengung, haben auch
nachfolgende, sich ebenfalls aus der Rechtsprechung des EGMR ergebende, Uberlegungen vergleiche auch VfGH v. 6.
Marz 2008, B 2400/07 sowie Premiszl, Migralex 2 aus 2008,, 54ff, Schutz vor Abschiebung von Traumatisierten in
"Dublin-Verfahren" mwN auf die Judikatur des EGMR) fur eine Artikel 3 -, E, M, R, K, -, k, o, n, f, 0, r, m, e, Entscheidung
mit einzufliel3en:

Schwere psychische Erkrankungen erreichen solange nicht die erforderliche Gravitat, als es nicht zumindest einmal zu
einer Zwangseinweisung in eine geschlossene Psychiatrie gekommen ist. Sollte diese allerdings schon langer als ein
Jahr zuruickliegen und in der Zwischenzeit nichts Nennenswertes passiert sein, durfte von keiner akuten Gefahrdung
mehr auszugehen sein. Die lediglich fallweise oder auch regelméaRige Inanspruchnahme von psychiatrischen oder
psychotherapeutischen Leistungen einschlie8lich freiwilliger Aufenthalte in offenen Bereichen psychiatrischer Kliniken
indizieren eine fehlende Gravitat der Erkrankung.

Im Falle einer diagnostizierten PTBS, die auf traumatische Erlebnisse im Herkunftsstaat zurtickzufihren ist, wird diese
umso unbeachtlicher respektive unglaubwurdiger, je spater im Verfahren die dieser Erkrankung behauptetermal3en
zugrunde liegenden Erlebnisse vorgebracht werden. Nach Ansicht des EGMR kann zwar die Erkrankung erst nach
Jahren ausbrechen bzw. erkannt werden, vom Asylwerber kann aber erwartet werden, dass er den traumakausalen
Sachverhalt bereits in einem friihen Verfahrensstadium erstmals erwahnt.

Mentaler Stress, der durch eine Abschiebungsentscheidung hervorgerufen wird, rechtfertigt nicht die Abstandnahme
von der Effektuierung dieser Entscheidung.

Auch wenn eine akute Suizidalitat besteht, ist ein Vertragsstaat nicht dazu verpflichtet, von der Durchfuhrung der
Abschiebung Abstand zu nehmen, wenn konkrete risikominimierende MaBnahmen getroffen werden, um einen
Selbstmord zu verhindern. Die Zusicherung von Garantien, welche von der die Abschiebung durchfiihrenden Polizei zu
beachten sind (zB die Charterung eines eigenen, mit einem arztlichen Team ausgestatteten Flugzeuges), reichen hiezu
aus. Dies gilt auch fiir den Fall bereits mehrer vorangegangener Suizidversuche.

Fallbezogen bedeutet dies gegenstandlich Folgendes:

In Bezug auf den Gesundheitszustand der bP1 ergibt sich vor dem Hintergrund der dargestellten Rechtsprechung des
EGMR nicht, dass hier sehr auBergewdhnliche Umstande ("very exceptional circumstances") gegeben waren, die eine
Ruckkehr in den Zielstaat - unbeschadet des moglichen Umstandes, dass dort eine mit dsterreichischen Verhaltnissen
vergleichbare qualitativ hochwertige medizinische Behandlung nicht zu erwarten ist - ausschlieBen wirden. Wie sich
aus der dargestellten Rechtsprechung des EGMR ergibt, ist namlich der Umstand allein, dass ein vergleichbarer
Standard in der medizinischen Behandlung nicht besteht, nicht geeignet, einen VerstoR gegen Art. 3 EMRK zu
begriinden. Fallbezogen erreicht die von der belangten Behorde festgestellte Gesundheitsbeeintrachtigung der bP1
auch nicht jenes sehr auBergewohnliche Ausmal3 an Leidenszustdnden, wie es in der Rechtsprechung des EGMR fiir
das Vorliegen eines Abschiebehindernisses nach Art. 3 EMRK gefordert wird. Insbesondere hat die bP1 keine
Suizidgedanken und war nie in einer geschlossenen Anstalt aufhaltig. Es liegt lediglich oben beschriebene
Anpassungsstérung mittleren AusmaRes vor. Bei ihrer Einvernahme vor dem BAA fiihrte die bP aus, dass es ihr gut
gehe. Auch wurde seitens der bP1 nicht hinreichend belegt und kann auch auf Grund der getroffenen Feststellungen
nicht davon ausgegangen werden, dass die reale Gefahr (vlg. zum "real risk" betreffend Zugang insbesondere EGMR,
Fall N. v. the United Kingdom) bestlinde, dass die Partei va. als Asylwerber keinen Zugang zur Gesundheitsversorgung
in ltalien hat. Weiters wiirde sich die bP1 in Italien gemeinsam mit ihrem Sohn, ebenso wie jetzt bereits in Osterreich,
aufhalten.In Bezug auf den Gesundheitszustand der bP1 ergibt sich vor dem Hintergrund der dargestellten
Rechtsprechung des EGMR nicht, dass hier sehr auBergewdhnliche Umstande ("very exceptional circumstances")
gegeben waren, die eine Rickkehr in den Zielstaat - unbeschadet des mdglichen Umstandes, dass dort eine mit
Osterreichischen Verhaltnissen vergleichbare qualitativ hochwertige medizinische Behandlung nicht zu erwarten ist -
ausschliel3en wirden. Wie sich aus der dargestellten Rechtsprechung des EGMR ergibt, ist ndmlich der Umstand allein,
dass ein vergleichbarer Standard in der medizinischen Behandlung nicht besteht, nicht geeignet, einen VerstoR gegen
Artikel 3, EMRK zu begrinden. Fallbezogen erreicht die von der belangten Behdrde festgestellte
Gesundheitsbeeintrachtigung der bP1 auch nicht jenes sehr auBergewdhnliche Ausmal? an Leidenszustanden, wie es
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in der Rechtsprechung des EGMR fur das Vorliegen eines Abschiebehindernisses nach Artikel 3, EMRK gefordert wird.
Insbesondere hat die bP1 keine Suizidgedanken und war nie in einer geschlossenen Anstalt aufhaltig. Es liegt lediglich
oben beschriebene Anpassungsstérung mittleren Ausmalies vor. Bei ihrer Einvernahme vor dem BAA fuhrte die bP
aus, dass es ihr gut gehe. Auch wurde seitens der bP1 nicht hinreichend belegt und kann auch auf Grund der
getroffenen Feststellungen nicht davon ausgegangen werden, dass die reale Gefahr (vlg. zum "real risk" betreffend
Zugang insbesondere EGMR, Fall N. v. the United Kingdom) bestlinde, dass die Partei va. als Asylwerber keinen Zugang
zur Gesundheitsversorgung in Italien hat. Weiters warde sich die bP1 in Italien gemeinsam mit ihrem Sohn, ebenso wie
jetzt bereits in Osterreich, aufhalten.

3.2.2. Kritik am Asylwesen im Zielstaat:

Relevant waren im vorliegenden Zusammenhang schon bei einer Grobprifung erkennbare grundsatzliche
schwerwiegende Defizite im Asylverfahren des zustandigen Mitgliedstaates (also etwa:

grundsatzliche Ablehnung aller Asylantrédge oder solcher bestimmter Staatsangehoriger oder Angehdriger bestimmter
Ethnien; kein Schutz vor Verfolgung "Dritter", kein Rechtsmittelverfahren). Solche Mangel (die bei einem Mitgliedstaat
der Europaischen Union nicht vorausgesetzt werden kénnen, sondern zundchst einmal mit einer aktuellen
individualisierten Darlegung des Antragstellers plausibel zu machen sind; dies im Sinne der Regelung des § 5 Abs. 3
AsylG 2005) sind schon auf Basis der erstinstanzlichen Feststellungen nicht erkennbar und auch in der Beschwerde
nicht substantiiert vorgebracht worden.grundsatzliche Ablehnung aller Asylantrage oder solcher bestimmter
Staatsangehoriger oder Angehdriger bestimmter Ethnien; kein Schutz vor Verfolgung "Dritter", kein
Rechtsmittelverfahren). Solche Méangel (die bei einem Mitgliedstaat der Europdischen Union nicht vorausgesetzt
werden kdnnen, sondern zunachst einmal mit einer aktuellen individualisierten Darlegung des Antragstellers plausibel
zu machen sind; dies im Sinne der Regelung des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005) sind schon auf Basis der
erstinstanzlichen Feststellungen nicht erkennbar und auch in der Beschwerde nicht substantiiert vorgebracht worden.

Aus den Feststellungen des BAA ergeben sich keine hinreichenden Anhaltspunkte, die geeignet waren, die
Rechtsstaatlichkeit des Asylverfahrens im Zielstaat in Zweifel zu ziehen. Die bP1 ist diesen Feststellungen auch in der
Beschwerde nicht substantiiert entgegen getreten.

Auf Grund des Konsulationsverfahrens steht es - so wie auch schon fur die belangte Behdrde - fiir den Asylgerichtshof
fest, dass die bP schon vor ihrer Reise nach Osterreich Zugang zum italienischen Asylsystem hatten.

3.2.3. Im gegenstandlichen Fall kann bei abschlieBender Betrachtung unter BerUcksichtigung aller bekannten
Umstande nicht gesagt werden, dass die bP1 ausreichend substantiiert und glaubwurdig dargelegt hatte, dass ihnen
auf Grund ihrer personlichen Situation durch eine Rickverbringung in den Zielstaat, entgegen der Regelvermutung des
§ 5 Abs 3 AsylG 2005, eine - Uber die bloRBe Moglichkeit hinausgehende - exzeptionelle reale Gefahr (sog. "real risk")
einer Artikel 3 EMRK widersprechenden Behandlung drohen wirde.3.2.3. Im gegenstandlichen Fall kann bei
abschlieBender Betrachtung unter BerUcksichtigung aller bekannten Umstande nicht gesagt werden, dass die bP1
ausreichend substantiiert und glaubwurdig dargelegt hatte, dass ihnen auf Grund ihrer personlichen Situation durch
eine Ruckverbringung in den Zielstaat, entgegen der Regelvermutung des Paragraph 5, Absatz 3, AsylG 2005, eine -
Uber die bloBe Mdglichkeit hinausgehende - exzeptionelle reale Gefahr (sog. "real risk") einer Artikel 3 EMRK
widersprechenden Behandlung drohen wirde.

Die Widerlegung der in§ 5 Abs 3 AsylG in Hinblick auf das Bestehen eines hinreichenden Schutzes in allen EU-
Mitgliedstaaten normierten Rechtsvermutung ist der bP1 damit nicht gelungen.Die Widerlegung der in Paragraph 5,
Absatz 3, AsylG in Hinblick auf das Bestehen eines hinreichenden Schutzes in allen EU-Mitgliedstaaten normierten
Rechtsvermutung ist der bP1 damit nicht gelungen.

Eine verpflichtende Inanspruchnahme des Selbsteintrittsrechtes gem&R Art 3 Abs 2 Dublin 1I-VO seitens Osterreichs
war somit weder aus Griinden des Art 8 noch aus jenen des Art 3 EMRK geboten.Eine verpflichtende Inanspruchnahme
des Selbsteintrittsrechtes geméaR Artikel 3, Absatz 2, Dublin [1-VO seitens Osterreichs war somit weder aus Griinden des
Artikel 8, noch aus jenen des Artikel 3, EMRK geboten.

Es waren unter Berlcksichtigung aller bekannten Umstdnde daher zu Recht die Antrage auf internationalen Schutz
gemal 8 5 AsylG 2005 wegen der Zustandigkeit Italiens zurlickzuweisen, die Entscheidungen des BAA im Ergebnis zu
bestatigen und die Beschwerden somit hinsichtlich Spruchpunkt I. abzuweisen.Es waren unter Berlcksichtigung aller


https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/5
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/5
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/5
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/5

bekannten Umstande daher zu Recht die Antrage auf internationalen Schutz gemaR Paragraph 5, AsylG 2005 wegen
der Zustandigkeit Italiens zurtckzuweisen, die Entscheidungen des BAA im Ergebnis zu bestatigen und die
Beschwerden somit hinsichtlich Spruchpunkt rémisch eins. abzuweisen.

Zu Spruchpunkt 11.:Zu Spruchpunkt romisch zwei.:

1. Verbindung mit einer Ausweisung;8§ 10 AsylG 2005 idFBGBI | Nr. 38/2011:1. Verbindung mit einer Ausweisung;
Paragraph 10, AsylG 2005 in der Fassung BGBI rémisch eins Nr. 38/2011:

(1) Eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz ist mit einer Ausweisung zu verbinden, wenn der Antrag auf
internationalen Schutz sowohl beziglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung
des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird

(2) Ausweisungen nach Abs 1 sind unzuldssig, wenn(2) Ausweisungen nach Absatz eins, sind unzulassig, wenn
1. dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestutztes Aufenthaltsrecht zukommt oder

2. diese eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen wirden. Dabei sind insbesondere z2. diese eine Verletzung von
Artikel 8, EMRK darstellen wirden. Dabei sind insbesondere zu

berucksichtigen:

a) die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt
des Fremden rechtswidrig war;

b) das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens;

c) die Schutzwurdigkeit des Privatlebens;

d) der Grad der Integration;

e) die Bindungen zum Herkunftsstaat des Fremden;

f) die strafgerichtliche Unbescholtenheit;

g) VerstoBe gegen die 6ffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-,
Fremdenpolizei- und Einwanderungsrechts;

die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres
unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren.

i) die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behorden
zurechenbaren Uberlangen Verzégerungen begriindet ist.

(3) Wenn die Durchfuhrung der Ausweisung aus Grunden, die in der Person des Asylwerbers liegen, eine Verletzung
von Art. 3 EMRK darstellen wirde und diese nicht von Dauer sind, ist die Durchfihrung fir die notwendige Zeit
aufzuschieben.(3) Wenn die Durchfihrung der Ausweisung aus Grinden, die in der Person des Asylwerbers liegen,
eine Verletzung von Artikel 3, EMRK darstellen wirde und diese nicht von Dauer sind, ist die Durchfiihrung fir die
notwendige Zeit aufzuschieben.

(4) Eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung gemal3 Abs. 1 Z 1 verbunden ist, gilt stets auch als Feststellung der
Zulassigkeit der Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung in den betreffenden Staat. Besteht eine
durchsetzbare Ausweisung, hat der Fremde unverziglich auszureisen.(4) Eine Ausweisung, die mit einer Entscheidung
gemal Absatz eins, Ziffer eins, verbunden ist, gilt stets auch als Feststellung der Zuldssigkeit der Zurlckweisung,
Zuruckschiebung oder Abschiebung in den betreffenden Staat. Besteht eine durchsetzbare Ausweisung, hat der

Fremde unverzuglich auszureisen.

(5) Uber die Zuléssigkeit der Ausweisung ist jedenfalls begriindet, insbesondere im Hinblick darauf, ob diese gemaR §
10 Abs. 2 Z 2 auf Dauer unzulassig ist, abzusprechen. Die Unzuldssigkeit einer Ausweisung ist nur dann auf Dauer,
wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf Umstanden beruht, die ihrem Wesen
nach nicht blof3 vortbergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die Ausweisung schon allein auf Grund
des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf Osterreichische Staatsburger oder Personen, die Uber ein

gemeinschaftsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes Niederlassungsrecht (88 45 und 48 oder 8§ 51 ff
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NAG) verfligen, unzulissig ware.(5) Uber die Zulissigkeit der Ausweisung ist jedenfalls begriindet, insbesondere im
Hinblick darauf, ob diese gemal3 Paragraph 10, Absatz 2, Ziffer 2, auf Dauer unzuldssig ist, abzusprechen. Die
Unzulassigkeit einer Ausweisung ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und
Familienlebens auf Umstédnden beruht, die ihrem Wesen nach nicht blof3 vortibergehend sind. Dies ist insbesondere
dann der Fall, wenn die Ausweisung schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf
Osterreichische Staatsburger oder Personen, die Uber ein gemeinschaftsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein
unbefristetes Niederlassungsrecht (Paragraphen 45 und 48 oder Paragraphen 51, ff NAG) verfligen, unzulassig ware.

(6) Ausweisungen nach Abs. 1 bleiben binnen 18 Monaten ab einer Ausreise des Fremden aufrecht{6) Ausweisungen
nach Absatz eins, bleiben binnen 18 Monaten ab einer Ausreise des Fremden aufrecht.

(7) Wird eine Ausweisung durchsetzbar, gilt sie als durchsetzbare Ruickkehrentscheidung nach dem
Fremdenpolizeigesetz 2005 (FPG), BGBI. | Nr. 100, und hat der Fremde binnen einer Frist von 14 Tagen freiwillig
auszureisen. Eine Frist fur die freiwillige Ausreise besteht nicht, wenn gegen den Fremden ein Rickkehrverbot erlassen
wurde und fur die Falle einer zurtickweisenden Entscheidung gemaR § 5 AsylG 2005 oder § 68 AVG sowie wenn eine
Entscheidung auf Grund eines Verfahrens gemaR § 38 durchflhrbar wird; in diesen Fallen hat der Fremde unverziglich
auszureisen.(7) Wird eine Ausweisung durchsetzbar, gilt sie als durchsetzbare Ruckkehrentscheidung nach dem
Fremdenpolizeigesetz 2005 (FPG), Bundesgesetzblatt romisch eins Nr. 100, und hat der Fremde binnen einer Frist von
14 Tagen freiwillig auszureisen. Eine Frist fir die freiwillige Ausreise besteht nicht, wenn gegen den Fremden ein
Ruckkehrverbot erlassen wurde und fur die Falle einer zurlickweisenden Entscheidung gemaR Paragraph 5, AsylG 2005
oder Paragraph 68, AVG sowie wenn eine Entscheidung auf Grund eines Verfahrens gemafd Paragraph 38,
durchfihrbar wird; in diesen Fallen hat der Fremde unverziglich auszureisen.

(8) Mit Erlassung der Ausweisung ist der Fremde Uber seine Pflicht zur unverzlglichen oder fristgerechten Ausreise
und gegebenenfalls Uber die Moglichkeit eines Antrages auf Verlangerung der Frist fur die freiwillige Ausreise bei der
ortlich zustandigen Fremdenpolizeibehdrde (8 55a FPG) zu informieren, insbesondere auf Ruckkehrhilfe, sowie auf
mogliche fremdenpolizeiliche Malinahmen zur Durchsetzung der Ausreiseverpflichtung (8 46 FPG) hinzuweisen."(8) Mit
Erlassung der Ausweisung ist der Fremde Uber seine Pflicht zur unverziglichen oder fristgerechten Ausreise und
gegebenenfalls Uber die Mdoglichkeit eines Antrages auf Verlangerung der Frist fur die freiwillige Ausreise bei der
ortlich zustandigen Fremdenpolizeibehérde (Paragraph 55 a, FPG) zu informieren, insbesondere auf Ruckkehrhilfe,
sowie auf mogliche fremdenpolizeiliche Malinahmen zur Durchsetzung der Ausreiseverpflichtung (Paragraph 46, FPG)
hinzuweisen."

2. Fallbezogen ergibt sich daraus Folgendes:

2.1 Die Antrage auf internationalen Schutz der beschwerdefiihrenden Parteien waren gem.§ 5 AsylG 2005
zurlickzuweisen, weshalb diese Entscheidungen grds. mit einer Ausweisung zu verbinden sind.2.1 Die Antrage auf
internationalen Schutz der beschwerdefiihrenden Parteien waren gem. Paragraph 5, AsylG 2005 zurlckzuweisen,
weshalb diese Entscheidungen grds. mit einer Ausweisung zu verbinden sind.

2.2. Ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestltztes Aufenthaltsrecht & 31 FPG) fir das Bundesgebiet wurde von den
beschwerdeflihrenden Parteien nicht dargetan und konnte auch amtswegig nicht festgestellt werden. Daraus ergibt
sich somit kein Ausweisungshindernis.2.2. Ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestlitztes Aufenthaltsrecht (Paragraph
31, FPG) fur das Bundesgebiet wurde von den beschwerdefiihrenden Parteien nicht dargetan und konnte auch
amtswegig nicht festgestellt werden. Daraus ergibt sich somit kein Ausweisungshindernis.

2.3. Wie sich aus den Ausfiihrungen zu Punkt 3.1 ergibt, kommt es durch eine Uberstellung bzw. Ausweisung im
gegenstandlichen Fall zu keiner Verletzung des Privat- und Familienlebens iSd Art 8 EMRK.2.3. Wie sich aus den
Ausfiihrungen zu Punkt 3.1 ergibt, kommt es durch eine Uberstellung bzw. Ausweisung im gegenstandlichen Fall zu
keiner Verletzung des Privat- und Familienlebens iSd Artikel 8, EMRK.

3. Es ergaben sich im Verfahren keine begriindeten und glaubhaften Hinweise auf die Notwendigkeit eines Aufschubs,
weil etwa die Durchfiihrung der Ausweisung aus Grinden, die in der Person der bP1 liegen, eine Verletzung von Art 3
EMRK darstellen wirde und diese nicht von Dauer waren. (8 10 Abs 3 AsylG 2005). Es entspricht dem Amtswissen, dass
im Rahmen der Dublin Verfahren jede Abschiebung auf dem Landweg unter Beziehung besonders geschulter Organe
erfolgt. Im Zuge der Vorbereitung der Abschiebung auf dem Luftweg erfolgt Uberdies grds. eine
Flugtauglichkeitsuntersuchung durch einen Amtsarzt (BMI-EE2300/0054-11/2/b/07).3. Es ergaben sich im Verfahren
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keine begrindeten und glaubhaften Hinweise auf die Notwendigkeit eines Aufschubs, weil etwa die Durchfihrung der
Ausweisung aus Grunden, die in der Person der bP1 liegen, eine Verletzung von Artikel 3, EMRK darstellen wirde und
diese nicht von Dauer waren. (Paragraph 10, Absatz 3, AsylG 2005). Es entspricht dem Amtswissen, dass im Rahmen
der Dublin Verfahren jede Abschiebung auf dem Landweg unter Beziehung besonders geschulter Organe erfolgt. Im
Zuge der Vorbereitung der Abschiebung auf dem Luftweg erfolgt Uberdies grds. eine Flugtauglichkeitsuntersuchung
durch einen Amtsarzt (BMI-EE2300/0054-11/2/b/07).

Es kann davon ausgegangen werden, dass bei medizinischen Problemabschiebungen von Beginn an bis zur Ubergabe
bzw. Ankunft im Zielstaat durch Osterreich eine medizinische Versorgung gewdahrleistet werden kann (Auskunft des
BMI, Abteilung 11/3/C, Fremdenpolizeiliche ZwangsmalBnahmen, vom 22.9.2009; vgl. AsylGH vom 12.03.2010, B7
232.141-3/2009/3E).Es kann davon ausgegangen werden, dass bei medizinischen Problemabschiebungen von Beginn
an bis zur Ubergabe bzw. Ankunft im Zielstaat durch Osterreich eine medizinische Versorgung gewahrleistet werden
kann (Auskunft des BMI, Abteilung 11/3/C, Fremdenpolizeiliche Zwangsmaflinahmen, vom 22.9.2009; vergleiche AsylGH
vom 12.03.2010, B7 232.141-3/2009/3E).

Es kam im Verfahren nicht hervor und entspricht auch nicht dem Amtswissen, dass Osterreich allfdllige vom
medizinischen Sachverstandigen (zB Amtsarzt) empfohlenen Begleitmalinahmen (zB Begleitperson, medikamentdse
Einstellung) nicht leisten konnte (vgl.. VwGH 25.04.2008, 2007/20/0720).Es kam im Verfahren nicht hervor und
entspricht auch nicht dem Amtswissen, dass Osterreich allfallige vom medizinischen Sachversténdigen (zB Amtsarzt)
empfohlenen BegleitmalRnahmen (zB Begleitperson, medikamentése Einstellung) nicht leisten konnte vergleiche VwGH
25.04.2008, 2007/20/0720).

4. Gemal 8 10 Abs 4 AsylG 2005 gelten diese Ausweisungen auch als Feststellung der Zulassigkeit der Zurlckweisung,
Zuruckschiebung oder Abschiebung in den gegenstandlichen Zielstaat.4. Gemal Paragraph 10, Absatz 4, AsylG 2005
gelten diese Ausweisungen auch als Feststellung der Zuldssigkeit der Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder
Abschiebung in den gegenstandlichen Zielstaat.

Es waren unter Berucksichtigung aller bekannten Umstdnde daher zu Recht Ausweisungen zu verfigen, die
Entscheidungen des BAA im Ergebnis zu bestdtigen und die Beschwerden somit hinsichtlich Spruchpunkt II.
abzuweisen.Es waren unter Berticksichtigung aller bekannten Umstande daher zu Recht Ausweisungen zu verfligen,
die Entscheidungen des BAA im Ergebnis zu bestatigen und die Beschwerden somit hinsichtlich Spruchpunkt rémisch

zwei. abzuweisen.

Ill. Gemal § 41 Abs 4 AsylG konnte von der Durchfuhrung einer mindlichen Verhandlung abgesehen werden. Eine
gesonderte Erwagung bezlglich einer allfdlligen Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung konnte angesichts des
Spruchinhaltes entfallen.rémisch drei. GemaR Paragraph 41, Absatz 4, AsylG konnte von der Durchfihrung einer
mundlichen Verhandlung abgesehen werden. Eine gesonderte Erwagung bezuglich einer allfdlligen Zuerkennung der
aufschiebenden Wirkung konnte angesichts des Spruchinhaltes entfallen.
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